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Wir übermitteln Ihnen 25 Exemplare unserer Stel lungnahmen zu den 
. Min isterialentwürfen der genannten Sozialversicherungsgesetze. 

Der Generaldirektor: 

�v{!� 
Beilage 
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HAUPTVERBAND DER ÖSTERREICHISCHEN SOZIALVERSICHERUNGSTRÄGER 

1031 WIEN KUNDMANNGASSE 21 POSTFACH 600 TEl. 0222nll 32 TELEX 136682 hvsvt a TELEFAX 711323777 

KI,lOOlIDW 

DVR0024279 

ZI. 1 2-42.01 :42. 1 2:42.28:42.29/91 G ,  Sd, eh/po Wien, 4. September 1 99 1  

An das 

Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 

Stubenring 1 
1 01 0  W i e n  

Betr.: 50. Novelle zum ASVG 
--

21 . Novelle zum B-KUVG 
1 8. Novelle zum GSVG 
1 6. Novelle zum BSVG 

Bezug: I hre Rundbriefe zur Zahl 20.797/2-2/91 ,  
ZI. 20.621 /1 -2/91 , ZI. 21 . 1 41 /5-1 /91 und 
ZI. 20.350/42-1 /91  

In  der Anlage übermittelt der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger seine Stellungnahmen zu den Ministerialentwürfen 
der im Betreff genannten Sozialversicherungsgesetze und ersucht, seine An­
regungen bei deren Endredigierung zu einer Regierungsvorlage mitzuberück­
sichtigen. In diesen Stellungnahmen sind auch die ihm vorgelegenen Äuße­
rungen der Sozialversicherungsträger eingearbeitet. 

Nach Auffassung des Hauptverbandes wird durch die in Aussicht 
genommenen Novellierungen die Solidarfunktion der sozialen Krankenversi­
cherung wesentlich gestärkt. Im Hinblick darauf unterstützt er alle darin ent­
haltenen Lösungsansätze zur Verbesserung der Versorgungsqualität und da­
mit auch zur Erhöhung der Gesundheits- und Gesundungschancen der Versi­
cherten .  Seiner Meinung nach handelt es sich um prinzipiell sachgerechte Lö­
sungen, die auf die Aufgabenste"ung sowie Finanzierungskraft der sozialen 
Krankenversicherung adäquat Rücksicht nehmen. 

Den Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb unseres Gesundheitsver­
sorgungssystems sind durch unser System der sozialen Sicherheit Grenzen 
vorgegeben. Ein Beispiel ist die Beibehaltung der Aufgaben- und Verantwor-
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tungsbereiche zwischen Sozialversicherung und Sozialhilfe im Zusammen­
hang mit der Neuordnung der Pflegevorsorge. Die soziale Krankenversiche­
rung kann im " Pflegebereich" somit nur mit Begleitmaßnahmen helfen. Bund 
und Länder müssen ihre Anteile übernehmen. Die im Entwurf zur 50. ASVG­
Novelle vorgesehene und vom Hauptverband grundsätzlich als Leistung der 
sozialen Krankenversicherung bejahte " medizinische Hauskrankenpflege" 
kann ihrer Konzeption nach nur eine "krankenhausersetzende Leistung" sein, 
für die wie auch sonst der sozialversicherungsrechtl iche Krankheitsbegriff be­
stimmend ist. 

Die soziale Krankenversicherung ist ein wichtiges Finanzierungsin­
strument unseres Gesundheitswesens. Innerhalb des für sie bestimmenden 
Grundsatzes von der einnahmenorientierten Ausgabenpolit ik findet - was oft 
übersehen wird - durchaus eine aufgabenorientierte Verteilung der zur Verfü­
gung stehenden Geldmittel statt. Wie in den finanziellen Erläuterungen zur ge­
planten 50. ASVG-Novelle zutreffend festgehalten, können die mit den Verän­
derungen im "Leistungspaket" der sozialen Krankenversicherung gegebenen 
Mehrkosten aber nur über eine entsprechende Mittelzufuhr abgedeckt wer­
den. Die Tatsache, daß der Hauptverband zu den darin genannten Ziffern 
nicht konkret Stellung nimmt, erklärt sich aus der (noch) ausständigen politi­
schen Entscheidung und kann somit nicht dahingehend gedeutet werden, daß 
er die in den Erläuterungen genannten Beträge für zutreffend hält. 

Der mit den gegenständlichen Entwürfen eingeleiteten Umorientie­
rung in Richtung Strukturveränderung müssen seiner Meinung nach jedoch 
auch in anderen Bereichen unseres Gesundheitsversorgungssystems In it iati­
ven folgen. Nur in diesem Fall kann die von den vorliegenden Entwürfen vor­
gezeichnete zukunftsgerichtete Weiterentwicklung und damit auch innere Er­
neuerung unseres Gesundheitsversorgungssystems vervollständigt werden. 

25 Exemplare dieser Stellungnahme werden, wie gewünscht, dem 
Präsidium des Nationalrates direkt übermittelt. 

neraldirektor: Der Präsident: 

,-/'V��\ 
Beilagen 
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HAU PTVERBAND DER ÖSTERREICHISCHEN SOZIALVERSICHERUNGSTRÄGER 
1030 Wien, Kundmanngasse 21 

Telefon 0222f711 32 

Stellungnahme 

im Begutachtungsverfahren der 

50. Novelle zum Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz (ASVG) 

50. Novelle zum ASVG, Stellul lyrJdl lrne des Hauptverbandes der oSlerrelctllschen Soziaiversicherungstrager 

� 
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Zu Art. I Z. 1 (§ 1 6a ASVG - Selbstversicherung in der Pensionsversicherung): 

Zum vorliegenden Entwurf einer Selbstversicherung in der Pensions­
versicherung nimmt der Hauptverband im einzelnen wie folgt Stellung: 

Zu Abs. 1 

Die ganz allgemeine Formulierung des § 1 6a Abs. 1 ermöglicht den Ein­
stieg in die Selbstversicherung schon praktisch ab der Geburt .  Darüber h inaus 
schl ießt sie zwar Weiterversicherte von der Selbstversicherung aus, nicht aber 
Personen, die zur Weiterversicherung berechtigt sind. Die Selbstversicherung 
stünde damit einem Personenkreis offen ,  der 
1 .  der Pflicht- und Weiterversicherung noch n icht unterworfen sein kann und 
2. ihrer gar n icht bedarf. 

Es wird daher vorgeschlagen , § 1 6a Abs . 1  wie folgt abzuändern: 

" 1 6a.  ( 1 ) Personen , die das 1 5. Lebensjahr vollendet haben und nicht in  einer 
gesetzlichen Pensionsversicherung pflicht- oder weiterversichert oder die 
n icht im § 2 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Sozialversicherung freiberuf­
l ich selbständig Erwerbstätiger, BGB1.24/1 978, angeführt sind, können sich, 
solange ihr Wohnsitz im Inland gelegen ist, in der Pensionsversicherung 
selbstversichern, soweit sie nicht zur Weiterversicherung in der Pensionsversi­
cherung berechtigt sind . "  

Zu Abs. 2 

Der vorliegende Entwurf sieht vor, daß § 1 6a Abs. 1 ASVG auch für Per­
sonen für die Dauer ihres Auslandsaufenthaltes g ilt, die ihren Wohnsitz n icht im 
I nland haben,  wenn sie im Zeitpunkt der AntragsteI lung die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzen . 

I n  diesem Zusammenhang weist der Hauptverband darauf h in ,  daß als 
einer der fundamentalen Grundsätze der von Österreich geschlossenen Abkom­
men über Soziale Sicherheit die Gleichstellung der Staatsangehörigen der 

Vertragsstaaten vorgesehen ist, sodaß die Einschränkung auf die österreichi­

sche Staatsbürgerschaft nicht zum Tragen käme. 

50. Novelle zum ASVG, Slellungnahme de:, Häuplvurbanuus der öslerrelcluscllull SOLlalvulsicllenlllvsli<iVOI 
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Diese Gleichbehandlung hätte allerdings zur Folge, daß n icht nur österrei­
chische Staatsbürger mit ausländischem Wohnsitz, sondern auch die Staatsange­

hörigen der Vertragsstaaten zur Selbstversicherung in der Pensionsversicherung 
berechtigt wären .  

Zu Abs.3 

Die Berechtigung zur Selbstversicherung sollte an eine Altersgrenze ge­
bunden sein ,  um nicht allzu große Spekulationsmöglichkeiten zu eröffnen. Die 

Ausschlußbestimmungen sollten nicht nur auf den Zeitpunkt der AntragsteIlung 
abgestellt sein, sondern auch bei nachträglichen Veränderungen das Ende der 
Selbstversicherung bewirken .  

§ 1 6a Abs.3 sollte daher wie folgt modifiziert werden: 

" (3)  Von der Selbstversicherung sind Personen ausgeschlossen,  die 

1 .  im Zeitpunkt der AntragsteIlung das 45. Lebensjahr vollendet haben oder 

2. einen bescheid mäßig zuerkannten Anspruch auf eine monatlich wiederkeh­
rende Geldleistung aus einer eigenen gesetzlichen Pensionsversicherung 
oder nach einem Landessozialhilfegesetz zur Deckung des Lebensbedar­
fes haben oder 

3. die bereits die Voraussetzung für eine Weiterversicherung in der Pensions­
versicherung erfüllen oder 

4. in einem öffentlich-rechtlichen oder unkündbaren privatreChtlichen Dienst­
verhältnis zu einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft oder zu von solchen 
Körperschaften verwalteten Betrieben, Anstalten, Stiftungen und Fonds ste­
hen, wenn ihnen aus ihrem Dienstverhältnis die Anwartschaft auf Ruhe­
und Versorgungsgenuß zusteht oder die auf Grund eines solchen Dienst­
verhältnisses einen Ruhe(Versorgungs)genuß beziehen, der den Leistun­
gen der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz gleichwertig ist. 
§ 6 g ilt entsprechend."  

E ine zeitlich befristete Übergangsregelung könnte sicherstellen, daß ein 
Überschreiten des vorgesehenen Alterslimits bei Einführung der Selbstversiche­
rung eine gewisse Zeit hindurch toleriert wird . 

Ergänzend dazu sollte im § 235 Abs.3 lit .b ,  wonach die Wartezeit für 
eine Leistung aus dem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit oder 
aus dem Versicherungsfall des Todes entfällt, wenn der Stichtag vor dem vollen-

50.Novelle ZUIII ASVG. Siellunynällfne det> Hauptverballdes Jel oslerrelctuschen SozlalverslcheflH1u::;llayer 
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deten 27. Lebensjahr des (der) Versicherten l iegt und mindestens sechs Versi­
cherungsmonate vorhanden sind, normiert werden, daß zur Erfüllung dieses Er­
fordernisses Beitragsmonate der Selbstversicherung nach § 1 6a nicht zu berück­
sichtigen sind. Zur Vermeidung einer spekulativen Nutzung zum Nachteil der Ver­
sichertengemeinschaft wäre eine Einfügung im § 235 Abs.3 lit .b im nachstehen­
den Sinne geboten: 

" b) der Stichtag (§ 223 Abs.2) vor dem vollendeten 27. Lebensjahr des (der) 
Versicheren liegt und der (die) Versicherte mindestens sechs Versicherungs­
monate, die nicht auf einer Selbstversicherung gemäß § 1 6a beruhen, erwor­
ben hat ."  

Zu AbsA 

Die im AbsA des Entwurfes geregelte AntragsteIlung berücksichtigt 
n icht jene Fälle, in denen der Antragsteller in der Pensionsversicherung zwar be­
reits versichert war, jedoch zuletzt nach dem GSVG bzw. BSVG . Ebenso müßte 
Vorsorge für jene Fälle getroffen werden, in denen der Antragsteller zuletzt in der 
Pensionsversicherung nach dem ASVG versichert war, jedoch gleichzeitig in 
mehreren Zweigen. 

Zu Abs.6 

1 .  ,Es dürfte mit diesen Bestimmungen beabsichtigt sein,  eine Selbstversicherung 
nur solange zuzulassen , bis eine Berechtigung zur Weiterversicherung ent­
steht. Dies könnte aber auch vor dem Erwerb von 1 2  Beitragsmonaten der 
Selbstversicherung eintreten (z. B. wenn mit einem bis elf Beitragsmonaten die 

Voraussetzung des § 1 7  Abs .6 - 1 20 Versicherungsmonate - erfüllt wird oder 
wenn innerhalb der letzten 24 Monate bereits weniger als zwölf andere Versi­
cherungsmonate liegen). 

Ziffer 2 könnte daher lauten: 

"2 .  mit der Erfüllung der Voraussetzungen für die Weiterversicherung ge­
mäß § 1 7  Abs . 1  oder 6" 

2. Es ist unklar, welche Rechtsfolgen eintreten sollen, wenn der Selbstversicher­
te mit mehr als 3 Beiträgen (§ 225 Abs . 1  Z.3 l it .b in der Fassung des Art . IV 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauptverbandes der oslerrelchlschen Sozialversicherunystrayer 
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Z. 1 )  im Rückstand ist, da eine Beendigung der Selbstversicherung bei N icht­
entrichtung von Beiträgen nicht vorgesehen ist. 

3 .  Als G rund für die Beendigung einer bestehenden Selbstversicherung gemäß 
Abs:6 des Entwurfes müßte daher auch die Tatsache der N ichtentrichtung der 
Beiträge angeführt werden (vgl. § 1 7  Abs.8 Z.2 ASVG) ,  da sonst - soferne der 
(die) Versicherte seinen ( ihren) Austritt n icht erklärt - die Berechtigung unbe­
grenzt aufrecht bleiben würde und daher die Möglichkeit eines Mißbrauches 
gegeben wäre. 

Zu Abs.7 

Um einen allfäll igen Mißbrauch der Selbstversicherung von vornherein 
auszuschließen, sollten in Fällen, in denen in weiterer Folge die Weiterversiche­
rung n icht in Anspruch genommen werden kann (z.B. weil weniger als zwölf Bei­
tragsmonate der Selbstversicherung innerhalb der letzten 24 Kalendermonate er­
worben wurden) oder nicht in Anspruch genommen wird (z.B. weil kein Antrag auf 
Weiterversicherung gestellt wurde), die entrichteten Beiträge rechtsunwirksam 
sein ,  wenn nicht unmittelbar an die Selbstversicherung eine Versicherungszeit an­
schl ießt. 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauptverbandes der osterreichischen S021alverslcherungslrager 
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Zu Art.l Z.2 lit.a (§ 17 Abs. 1 ASVG - Weiterversicherung in der Pensionsversi­

cherung): 

§ 1 7  Abs. 1 Z. 1 lit.a soll lauten: 

" 1  .a) c;lUS der Pflichtversicherung oder aus der Selbstversicherung gemäß § 1 6a 
nach d iesem Bundesgesetz oder aus einer nach früherer gesetzlicher Regelung 
ihr  entsprechenden Pensions(Renten)versicherung oder aus der Pensionsversi­
cherung für das Notariat ausgeschieden sind oder ausscheiden und die ... " 

50. Novelle zum ASVG. Stellungnahme des Hauplverbandes der oSlerrelcllischen SozlalverSlcherunyslrager 
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Zu Art./ Z.2 lit.b (§ 1 7  Abs.4 ASVG - Weiterversicherung in der Pensionsversi­

cherung): 

Zu der gemäß § 1 7  Abs.4 Z.3 ASVG-Entwurf geforderten AntragsteI­
lung erhebt sich die Frage, welche Auswirkungen entstehen , wenn eine solche 
AntragsteIlung untert;>leibt oder verspätet einlangt. 

Eine neuerliche AntragsteIlung auf Selbstversicherung im letzten Fall 
scheint n icht sinnvoll , da dann in der Regel bereits zwölf Beitragsmonate der 
Selbstversicherung in den letzten 24 Kalendermonaten vorl iegen. Bei gänzlicher 
U nterlassung einer AntragsteIlung auf Weiterversicherung könnte zu einem späte­
ren Zeitpunkt immer wieder neuerlich ein Antrag auf Selbstversicherung einge­
bracht werden und so durch die vorgesehene Beitragsgrundlage eine entspre­
chende Pensionshöhe selbst gesteuert werden (siehe auch die Ausführungen zu 
§ 1 6a Abs.7 ASVG). 

Für den Fall der Weiterversicherung in der Pensionsversicherung nach 
einer Selbstversicherung gemäß § 1 6a ASVG-Entwurf fehlt auch eine Regelung , 
wie die Beitragsgrundlage gemäß § 76a ASVG zu ermitteln ist, wenn noch keine 
Beitragszeiten der Pflichtversicherung vorliegen. 

50.Novelle zum ASVG. Stellungnahme des Hauplverbandes der öslerrelctuschen Sozialversicherungsirager 
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Zu Art. I Z. 5 (§ 31 Abs. 8 ASVG - SOZDOK-Anschlüsse tür Universitäten): 

Der Hauptverband begrüßt an sich den Vorschlag ,  weil er die (wegen 
der nach § 2 UOG bestehenden Teilrechtsfähigkeit) bestehende Unsicherheit be­

seitigt, ob Universitäten zu den " Stellen der Gebie�skörperschaften"  im Sinne die­
ser Gesetzesstelle gehören oder nicht. 

Angesichts der zu erwartenden Zahl von Zugriffen der österreichi­
schen Universitäten auf die SOZDOK spricht er sich jedoch gegen eine kostenlo­
se I nanspruchnahme aus. 

Seiner Meinung nach sollten alle Benutzer der SOZDOK für die Benut­
zung dieser Datenbank Kostenbeiträge leisten, was auch für die nunmehr geplan­
ten Anschlüsse gelten müßte. 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnatune des Hduplverbando& der oslerrelcilischen SOLlalverslcl lorurlysli aUOl 
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Zu Art. I Z. 6 (§ 40 ASVG - Meldepflicht tür Pensionswerber): 

Die vorgeschlagene Regelung wird zwar grundsätzl ich begrüßt, sie 
sollte allerdings n icht bloß für jene Personen gelten,  die eine Leistung aus einem 
Versicherungsfall des Alters beantragt haben, sondern für aUe Pensionsan­

tragsteller. 

Ein sachl icher Grund, warum Antragsteller auf Berufsunfähigkeits- bzw. 

I nvaliditätspensionen diese Meldepflicht nicht treffen sollte, ist nicht ersichtl ich. 

Aufgrund der Aufhebung der Ruhensbestimmungen gemäß § 94 ASVG 
mit 1 .  April 1 99 1  erscheint der Ausdruck in Z.2 " . . .  bzw. während des Ruhens 
des Leistungsanspruches . . . " entbehrlich. 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauplverbandes der osterrelchlsctlen SozlalverSlcherunystrayer 
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Zu Art. I Z. 8 (§ 63 Abs. 1 ASVG - Abfuhr der Beiträge an die Träger der 

Unfall- und Pensions versicherung): 

An sich ist es richtig, daß der Hauptverband vorgeschlagen hat, eine 
KlarsteI lung zu treffen. "Der ausgesandte Text würde aber das Gegenteil dessen 
bewirken,  was vom Hauptverband beabsichtigt war; statt früher würden die Pen­
sionsversicherungsträger die benötigten Beiträge später als bisher erhalten. 

Ehe die vorgeschlagene Formulierung verwirklicht wird , sollte eine Än­
derung des § 63 ASVG unterbleiben. Einstweilen könnte mit der vom Hauptver­
band den Krankenversicherungsträgern empfohlenen Vorgangsweise das Auslan­
gen gefunden werden. Danach haben die Krankenversicherungsträger, wenn der 
Letzte eines Kalendermonats auf einen bankfreien Tag fällt, die Beiträge am letz­

ten davor liegenden Banktag abzuführen; ist der 1 0. oder 20. ein bankfreier Tag, 
erfolgt die Abfuhr erst am nächstfolgenden Banktag . 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des HduplverbäruJes der öslerrelclllsclieil SozlalverSlcherul Iuslrauer 
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Zu Art. I Z. 9 (§ 67 ASVG - Beitragshaftung): 

Der Hauptverband hält es tür wünschenswert, im gegebenen Zusam­
menhang darüber hinaus festzulegen, daß auch gegen persönl ich haftende Ge­
sellschafter Rückstandsausweise ausgestellt werden können . 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme Cles Hiluplverbanot:s der oSlen-elcllischen SozlalverSlcherulIgSllaVol 
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Zu Art. I Z. 1 0  (§ 68 Abs. 1 ASVG - Beitragshaftung): 

Der Hauptverband geht davon aus, daß Maßnahmen zur Verjährungs­
unterbrechung auch gegen die Beitragsmithaftenden wirken , auch wenn sie nur  
gegen den Zahlungspflichtigen gesetzt werden sollten. Falls hiezu andere Ausle­
gungsvarianten vertreten werden könnten, müßte per eingangs genannte Stand­
punkt im Gesetzestext klargestellt werden. 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme de::. Hdllplverl,dllde::. Je, 0slorrelctllschen Sozlalvur::'lclIeflJllyslIay8f 
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Zu Art. I Z. 1 1  (§ 73 Abs.4 ASVG - Krankenversicherungsbeiträge der Pensio­

nisten): 

Der Novellierungsvorschlag sieht n icht mehr vor, daß der Hauptver­
band die einlangenden Beiträge an die Krankenversicherungsträger weiterzuleiten 
hat; die Bestimmung über den Ausgleich, der bisher im folgenden Kalenderjahr 
vorzunehmen war, fällt weg. 

Dies dürfte auf einem I rrtum beruhen. 

Anlaß für die hiezu vorgesehene Novellierung waren Beschwerde­

verfahren der Vorarlberger Gebietskrankenkasse. In diesen Verfahren zeigte 

sich, daß es für die einzelnen Krankenversicherungsträger außerordentlich 
schwierig war, allfäl l ige Fehler in den Berechnungsgrundlagen der Schlüssel fest­
zustel len und nachzuweisen .  Die Vorarlberger Gebietskrankenkasse hat sich 

gegen den vorliegenden Novellierungsvorschlag ausgesprochen, weil auch 
dieser Vorschlag (Festsetzung durch Verordnung, also n icht durch ein Verfahren , 
erschwerte Anfechtungsmöglichkeit) die Transparenz und Nachvollziehbarkeit der 
Berechnungen n icht gut -gewährleistet. 

des aus: 
Im weiteren führte die Vorarlberger Gebietskrankenkasse noch folgen-

"Die in der Novelle vorgesehene Neuberechnung wird daher zu überprü­
fen sein. Bei dieser hiefür maßgebenden Feststellung des Pensionsauf­
wandes spielt offenbar auch die Wahl des Beobachtungszeitraumes eine 
nicht unbedeutende Rolle. Nach Auffassung der Vorarlberger Gebietskran­
kenkasse wäre diesbezüglich eine klare und eindeutige gesetzliche Rege­
lung zu treffen. Wir vertreten die Auffassung, daß der Pensionsaufwand für 
jeden einzelnen Kalendermonat (einschließlich allfälliger Nachzahlungen) 
der Berechnung zugrundegelegt werden sollte. Die diesbezüglichen Daten 
sind verfügbar. Die Ermittlung eines Auheilungsschlüssels würde sich da­
durch erübrigen. Überdies würde diese Lösung den unterschiedlichen Ten­
denzen in den einzelnen Bundesländern am besten gerecht. " 

Die Kasse macht darüber hinaus noch darauf aufmerksam, d�ß die 
aus Artikel VI I I  ersichtlichen Ergebnisse mit ihren Berechnungen n icht überein­
stimmen . 

Zum einen seien von der Vorarlberger Gebietskrankenkasse n icht nur 
Korrekturen in Bezug auf die Kursberechnung , sondern auch in Bezug auf eine 
ganze Reihe von Einzelfällen bzw. Fallgruppen (z.B. türkische Staatsangehörige 

50.Nuvelle 211m ASVG, StellLJIIUfldtlrne de" H'JUptvurbanLlu� der osterrelctll:icl!ell SUzldtversrctwrllrl(jstra!Jor 
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mit unbekannten Geburtsdaten) verlangt worden. Diese Forderungen sind in den 

Erläuterungen n icht erwähnt und dürften unberücksichtigt geblieben sein .  Zum 
anderen stellt die Vorarlberger Gebietskrankenkasse Veränderungen bei den ein­
zelnen Jahresschlüsseln fest, die n icht auf die DM-Umrechnung zurückgehen . 
Auch hiezu fehlt i n  den Erläuterungen jeder H inweis. 

. 

Während die Neufestsetzung der Schlüssel in Art. V I I I  des Entwurfes 
für die Jahre 1 985 bis 1 990 Beitragsmehreinnahmen der Vorarlberger Gebiets­
krankenkasse von ca. 4,2 Mi llionen Schill ing erwarten ließen, ergaben Hochrech­
nungen dieser Kasse für die Jahre 1 985 bis 1 989 (!) eine Nachforderung von ca. 
7,1 M il l ionen Schil l ing. 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauptverudll<Jes dei osterreichischen Soziaiversicherufigstrayer 
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Zu Art. I Z. 1 2  (§ 76 ASVG - Studentenselbstversicherung): 

Nach der vorliegenden T extierung wären noch immer jene Studenten 
(ungerechtfertigterweise) begünstigt, die mehrere Studien hintereinander begin­
nen und wieder abbrechen, ohne im Einzelfall die laut Studienförderungsgesetz 
vorgesehene Studiendauer um mehr als zwei Semester überschritten zu haben 
bzw. überschreiten. Eine Umgehungsmöglichkeit, die verhindert werden sollte. 

Im übrigen wäre es zielführend, wenn diese Änderung erst mit Be­

ginn des Sommersemesters 1992 in Kraft treten würde. 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des HaujJlverböflde:; Lief O:;lerrelclllsctlUfl SOLfalverSIc:herullgstrager 
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Zu Art.! Z. 1 3  (§ 76b Abs.5 ASVG - Beitragsgrundlage tür Selbstversicherte): 

Zur Bestimmung des Art. I Z.2 lit.b wurde bereits festgestellt, daß bei 
der Weiterversicherung in der Pensionsversicherung nach einer Selbstversiche­
rung gemäß § 1 6a des Entwurfes überhaupt eine Regelung fehlt, wie die Bei­
tragsgrundlage gemäß § 76a in jenen Fällen zu ermitteln ist, in denen noch keine 
Beitragszeiten der Pflichtversicherung vorliegen. 

Sollte vorgesehen werden ,  daß in solchen Fällen für Zeiten der Weiter­
versicherung die Beitragsgrundlage aus der Selbstversicherung gilt, dann muß si­
chergestellt werden, daß n icht durch einen Verzicht oder absichtlichen Terminver­
lust der Zahlungen zur Weiterversicherung und eine nachfolgende Selbstversi­
cherung gemäß § 1 6a ASVG ungerechtfertigt die Höchstbeitragsgrundlage er­
reicht werden kann.  Es müßte daher durch einen entsprechenden Gesetzestext 
dafür gesorgt werden, daß die Beitragsgrundlage der Selbstversicherung gemäß 
§ 1 6a ASVG für eine nachfolgende Weiterversicherung nur dann herangezogen 
werden darf, wenn keine Beitragsgrundlage aus einer Pflichtversicherung gebildet 

werden kann. 

50. Novelle zum ASVG, Siellunynatlme des HduptverUdllde:i der oslerrelcl·lIschen Suzlalverslcherufl\j5lrayel 
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Zu Art. I Z. 14 (§ 77 Abs.2 ASVG - Beitragssatz bei der Versicherung): 

Die . Versicherungsanstalt des österreichischen Bergbaues hat darauf 
aufmerksam gemacht, daß in der vorgeschlagenen Formulierung auf die weiter­
hin mögliche freiwil l ige Versicherung in der knappschaftl ichen Pensionsversiche­
rung n icht Bedacht genommen wurde . 

Diese sollte ergänzt werden . 

50.Novelie zum ASVG, Stellungnahme des HauplverbancJ�s der oslerrelchlschen SozlalverslcherullyslrayOf 
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Zu Art. I Z. 1 5  (§ 82 Abs. 3 ASVG - Vergütung für Mitwirkung an fremden Auf­
gaben): 

Die erläuternden Bemerkungen zu dieser Bestimmung erwähnen mit 
Recht,  daß damit die Kosten der zentralen Datenspeicherung der Sozialversiche­
rung gerechter als bisher aufgeteilt werden sollen. 

Der vorgeschlagene Gesetzestext trägt diesem Ziel aber nur teilweise 
Rechnung, weil er (nur) davon spricht, daß Kosten der Übermittlung von Daten 
abgegolten werden sollen. Diese Kosten sind aber nur ein (geringer) Teil der Ko­
sten der Datenspeicherung, wie sie die Erläuterungen anführen. Der Begriff 
" Übermittlung" hat (nach § 3 Z. 9 DSG ) einen konkreten Inhalt , der hier nicht ver­
wendet werden sollte. 

Die Arbeit des Hauptverbandes, wie er sie im gegebenen Zusammen­
hang verrichtet (und deren Kosten abgegolten werden sollen) ,  kann durch daten­
schutzrechtliche Begriffe n icht genau umrissen werden ,  weil sie über bloße Da­
tenverarbeitungsschritte hinausgeht (z.8. M itwirkung an der Organisation und 
Pflege der Datenbestände gemäß § 321 ASVG und den einschlägigen Richtli­
n ien ) .  

Es  sollte besser lauten: 

" (3) Soweit der Hauptverband an der Durchführung der der Arbeits­

mC!rktverwaltung bzw. der Arbeitslosenversicherung gesetzlich übertragenen Auf­
gaben durch Erhebung, Speicherung und Weitergabe von Daten (§ 31 Abs. 3 

Z.  15 ASVG, § 69 AIVG) auf automationsunterstütztem Weg mitwirkt, .. . .  " .  

Dies würde (verfehlte) Rückschlüsse aufgrund der Verwendung 'daten­
schutzrechtlicher Begriffe vermeiden helfen. 

50. Novelle zum ASVG, SlellulIgnährlie des Hällfllverbandes der öSlerrelchischefi SuzlalverslclierufluslraUer 
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Zu Art. I Z. 1 6  (§ 86 Abs.4 ASVG - Verfahren nach Unfallsanzeige): 

Die vorgeschlagene Bestimmung ist zu weit: 

Gemeint war (Anlaßfall bei der Volksanwaltschaft) jene Härtefälle zu 
bereinigen, in denen ursprünglich kein Rentenanspruch zuerkannt wurde und 
später ( insbesondere zum Zeitpunkt einer späteren AntragsteIlung) noch ein sol­
cher Anspruch bestand. Die vorgeschlagene Formulierung würde allerdings be­
wirken,  daß auch kurzfristige Leistungen (z. B. Famil ien-, Taggeld, Gesamtvergü­
tung) noch Jahre oder Jahrzehnte später rückwirkend festgestellt werden müßten .  
Dies ist - entsprechende Unterlagen fehlen dann meist - nahezu unmöglich.  

Es wird daher vorgeschlagen, § 86 Abs.4 erster Satz ASVG um folgen­
den zweiten Satz zu ergänzen:  

" Dies g ilt n icht, wenn die Unfallsanzeige innerhalb von zwei Jahren 
nach Eintritt des Versicherungsfalles beim Unfallversicherungsträger 
erstattet wurde und zum Zeitpunkt der späteren AntragsteI lung bzw. 
Einleitung des Verfahrens dem Versicherten noch ein Anspruch auf 
Rentenleistungen zusteht" . 

Eine Übergangsbestimmung fehlt. 

Sie ist allerdings notwendig, weil sonst von Amts wegen alle vorhande­
nen Akten ( ! ! )  auf etwaige Härtefälle zu kontroll ieren sind, was de facto unmöglich 
ist. 

Es wird daher vorgeschlagen, Artikel VI Abs.2 erster Satz folgender­
maßen zu fassen: 

" Die Bestimmung des § 86 Abs.4 ASVG in der Fassung des Art. I 
Z. 1 6  gilt auch für Versicherungsfälle, die nach dem 31 . 1 2. 1 955 einge­
treten sind und tür die ein Antrag auf Feststellung der Leistung gestellt 
wurde." 

50.Novelle zum ASVG, Sielluflynähme des Hduf.llverbandes der oSI8rreichlsclltJII SU.(lalvel slchefll"y�lr aver 
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Zu Art. 11 Z. 1 (§ 1 1 6 ASVG - Aufgaben der Krankenversicherung): 

Der Entwurf weist den Krankenkassen in den §§ 1 1 6 Abs . 1  Z. 1 ASVG 
und 1 32c ASVG zum Teil neue, über die bisherigen Regelungen im Bereich der 
Prävention hinausgehende Aufgaben zu. Der Hauptverband, der das prinzipiel l  

begrüßt, schlägt in  Abstimmung mit seinen Vorschlägen zu Art. I I  Z.7 (§ 1 32c 
Entwurf) jedoch vor, die gegenständliche Regelung wie folgt umzuformulieren: 

" 1 .  für Gesundheitsförderung, Krankheitsverhütung, Früher­
kennung von Krankheiten und Erhaltung der Volksgesund­
heit. " 

Im vorgeschlagenen § 1 1 6 Abs. 2 ASVG scheint auch die Wortfolge 
"und Leistungen aus Anlaß des Todes" auf. Nach Auffassung des Hauptverban­
des könnte darauf verzichtet werden. Hauptgrund dafür ist die Regelung im § 1 1 6 
Abs .4 ASVG. Sol lte diese aber eine Konkretisierung der Anordnung im § 1 1 6  
Abs.2 über " Leistungen aus Anlaß des Todes" sein, wäre das im Gesetzestext 
klarzustellen . Darüber hinaus stellt sich noch die Frage nach einer Zusammenfas­
sung der Regelungsinhalte in den Abs.2 und 3 des § 1 1 6 ASVG. 

50. Novelle zum ASVG, Stellunynahrne dus Hauptverban(je� der bSlorreictll�chen SozlalversichewlIgslrayer 
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Zu Art. 11 Z. 2 (§ 1 1 7  Z. 1 bis 4 ASVG - Leistungen der Krankenversicherung): 

Die Regelung im § 1 1 7 ASVG wird den im Entwurf zur Diskussion ge­
stel lten Änderungen zum " Leistungskatalog" der sozialen Krankenversicherung 
angepaßt. Hinsichtlich der Formulierung in der Z.1 verweist der Hauptverband 
auf seine Vorschläge zu § 132c ASVG vor allem im Zusammenhang mit der " Er­
forschung von Krankheitsursachen" . Die Wendung zur Gesundheitsförderung 
(Verhütung von Krankheiten) wäre überdies mit der Anregung zu § 1 1 6 Abs . 1  Z. 1 
ASVG neu abzustimmen. 

Die Bestimmung im § 1 1 7 Z.2 ASVG bezieht sich wie die jetzige Vor­
schrift auf die Früherkennung von Krankheiten.  Dazu werden als spezifische Lei­
stungen der sozialen Krankenversicherung die " Jugendlichenuntersuchungen und 
Vorsorge(Gesunden)untersuchungen" angeführt. Im Zusammenhang damit stel lt 
sich die Frage, ob das durch eine Interpunktion, z.B. einen Doppelpunkt nach 
dem Ausdruck " Krankheiten" deutlicher zum Ausdruck gebracht werden kann .  

50.Nuvelle zum ASVG, Slellunyni:lhrne de::; Hi:lujJlverlJaflde::; der oslerrelchlscllel l SozlalverSlcherunyslrayer 
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Zu Art. 11 Z.2 (§ 1 1 7  Z.4 ASVG - Familien- und Taggeld): 

Der Hauptverband geht davon aus, daß das Familien- oder Taggeld 
nur als Leis

.
tung der Krankenversicherung gestrichen werden soll. Als Lei­

stung in der Unfallversicherung (§ 1 95 ASVG) und in der Pensionsversicherung 
(§ 307e ASVG) sol l  es offenbar bestehen bleiben. Fraglich ist, ob das mit dem 
Zweck der Abschaffung in der Krankenversicherung im Einklang steht, zumal die 
sogenannten " Fixkosten" eines Haushaltes auch bei Rehabil itanden weiterlaufen .  

Jedenfalls muß, wenn das Familien- und Taggeld in der Unfall- und 
Pensionsversicherung als Leistungen erhalten bleiben sollen, die Bemessungs­
norm vom Krankenversicherungsrecht in das Recht dieser Leistungszweige über­
nommen werden; insbesondere ist § 1 95 Abs.6 ASVG und § 307e ASVG entspre­
chend zu modifizieren. Außerdem ist sicherzustel len, daß der Entfall von 
Familien- und Taggeld in der Krankenversicherung keinesfalls zu Parallelbezügen 
von Krankengeld und Renten bzw. Pensionen führt. 

Mehrere Krankenversicherungsträger haben überdies dringend die 
Schaffung einer Übergangsbestimmung urgiert, damit die Leistungsansprüche 
einheitl ich umgestellt werden können. 

50. Novelle zum ASVG. Stellungnahme des Hauptverbandes der osterreichischen Sozialverslcllerunysirayer 
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Zu Art. 11 Z. 3 (§ 1 1 8 ASVG - Bewilligung durch den Versicherungsträger): 

Gemäß § 36 1 Abs. 1 Z. 1 ASVG können Leistungen aus der Kranken­
versicherung nur über Antr�g des Versicherten gewährt werden. Für den Haupt­
verband handelt es sich dabei um eine Regelung, die die Stellung des Versi­

cherten in Verbindung mit seiner Krankenversicherung zur Einhaltung der Re­

gelung des § 133 Abs.2 erster Satz ASVG gegenüber den von ihnen kontaktier­
ten medizinischen Berufsgruppen (z.B. Arzt, Psychotherapeut) stärken soll . Kei­

nesfalls kann das als Eingriff in die sogenannte "Therapiefreiheit" verstanden 

werden, zumal die Bestimmung im § 1 33 ASVG ähnlich der Vorschrift im § 342 
Abs.2 letzter Satz ASVG in der gesetzlich vorgezeichneten Abwägung zwischen 
den Rechtsgütern Gesundheit des einzelnen und Vermögen der Versichertenge­
meinschaft auch eine Relevanz wirtschaftlicher Überlegungen erkennen läßt. 

Aufgrund der Fülle der zu gewährenden Leistungen ist es aber n icht 
immer möglich, der Regelung im § 361 Abs . 1  Z . 1  ASVG Rechnung zu tragen . I n  
der Regel werden daher von den Versicherten die Leistungen der Krankenversi­
cherung d irekt, d .h .  ohne vorherigen Antrag und ohne Leistungsübernahmeerklä­
rung des Versicherungsträgers, in Anspruch genommen werden können. Dem 
Krankenversicherungsträger muß es aber trotzdem möglich sein ,  bestimmte Lei­
stungen von seiner Erklärung abhängig zu machen, die Kosten hiefür zu überneh­
men. Dies soll durch den § 1 1 8 ASVG ausdrücklich im Gesetz verankert werden. 

Die vorgeschlagene T extierung bringt dieses Prinzip aber nicht beson­
ders deutl ich zum Ausdruck. Anstelle des Wortes Bewil l igung sol lte daher das 
Wort Leistungsübernahmeerklärung verwendet werden. 

Zur KlarsteI lung, daß durch die Wortfolge "nicht notwendige . . .  zweck­
mäßige Leistungen" auf den Leistungsumfang der Krankenversicherung Bedacht 
zu nehmen ist, sollte in  Klammer der H inweis auf § 1 33 Abs.2 ASVG eingefügt 
werden. 

Die Wortfolge " bzw. nachträglichen" sowie der letzte Satz könnten er­
satzlos gestrichen werden. 

50. Novelle zulll ASVG,  Stellungnahme de::. HaupllierlJandes der oSlerrelclliSalell SOLlalverSlclleruilyo>lrayer 
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Zu Art. 11 Z. 4 lit.a (§ 122 Abs. 2 Z. 1 ASVG - Anspruchsberechtigung nach 

dem Ausscheiden aus der Versicherung): 

Wie in den Erläuterungen ang�führt ist, sollte durch diese Novell ierung 
sichergestellt werden , daß auch Angehörige während des gesamten Kranken­
geldbezuges des Versicherten (Eintritt des Versicherungsfalles während der 
Schutzfrist) Anspruch auf Leistungen der Krankenversicherung haben. Dies ist 
nach Auffassung des Hauptverbandes bereits nach der derzeitigen Rechtslage 
so, weil ja der Angehörige keinen eigenen Leistungsanspruch hat, sondern dem 

Versicherten für den Angehörigen zusteht. 

Die vorgeschlagene T extierung geht aber über diese Absicht weit hin­
aus. Durch den Wegfall des H inweises auf die Z.2 oder Abs.3 im Abs.2 Z. 1 wird 
nämlich bewirkt, daß bei Eintritt eines Versicherungsfalles beim Versicherten wäh­
rend einer Leistungspflicht des Krankenversicherungsträgers, die wegen des Ein­
tritts des Versicherungsfalles während der Schutzfrist besteht, der Krankenversi­
cherungsträger nunmehr über das Ende des " ersten" Versicherungsfalles hinaus 
leistungszuständig wird .  

Theoretisch könnte der Versicherungsträger jahrelang leistungszustän­
dig bleiben, wenn einmal ein Versicherungsfall während der Schutzfrist eingetre­
ten ist, ohne daß eine entsprechende Pflichtversicherung in der Zwischenzeit be­
standen hat. 

In der Formulierung müßte daher unbedingt sichergestellt werden, daß 
die Leistungszuständigkeit nur solange besteht, bis die Voraussetzungen für 
die Leistungspflicht aufgrund des "ersten Versicherungsfalles" wegfallen. 

Mit diesem Zeitpunkt muß auch die Leistungspflicht des Krankenversicherungs­
trägers gegenüber dem Angehörigen beendet sein .  

50.Novelle zurn ASVG, Stellungnahme d0t, Hdllptvt:rbandes der osterreltJ lIschell SO�lalven;lclierllnusllayer 
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Zu Art. 11 Z. 4 lit.b (§ 122 Abs.2 Z.2 lit.c ASVG - Erweiterung der Schutzfristfäl­

le): 

Der Hauptverband geht davon aus, daß die. Arbeitslosenversicherung 
den Aufwand, der den Krankenvers icherungsträgern aufgrund der neuen Bestim­
mung entsteht, ebenso wie den bisherigen Aufwand nach § 43a Abs.2 AIVG zu 
ersetzen haben wird .  

Vor diesem Hintergrund bestehen gegen die Bestimmung keine Be-

denken. 

Allerdings wäre es überlegenswert, für die in Rede stehenden Zeiten 
n icht die Schutzfristregelung zu erweitern, sondern die Krankenversicherung für 
Arbeitslosengeldbezieher entsprechend umzugestalten .  De facto handelt es sich 
bei den betroffenen Personen ja um Arbeitslose, die nur aus ganz bestimmten 
Grü nden kein Arbeitslosengeld erhalten .  

50. Novelle zum ASVG. Slellungnd� lOle des Hauptveruandes der oslerrelctllt;chell Sozldlversicherliliusliauer 
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Zu Art. 11 Z. 5 (§ 124 Abs. 1 ASVG - Leistungssonderregelung für Selbstversi­

cherte): 

Hiefür g ilt dasselbe, was zu § 76 Abs . 1  ASVG angemerkt �urde; durch 
mehrfachen Studienwechsel bzw. Studienabbruch, ohne daß dabei die Studien­
dauer um mehr als zwei Semester überschritten würde, könnte die Bestimmung 
umgangen werden .  

50. Novelle zum ASVG. Stellungnahme (Jet> HallplvHrballdes der Öslerr0lclllsctJUIl SO�lalversj(;lierullysllaycr 
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Zu Art. 11 Z. 6 (§ 125 Abs. 1 ASVG - Bemessungsgrundlage): 

Durch die vorgeschlagene Gesetzesänderung wird n icht in allen Fäl­
len, so wie dies beabsichtigt ist, eine Leistungsverbesserung für den Versicher­
ten erreicht werden können. 

I n  bestimmten Fällen wird diese Regelung auch zu Nachteilen für den 
Versicherten führen können (geringere Bemessungsgrundlage) . 

Dies insbesondere dann, wenn das Krankengeld ruht, weil der Versi­
cherte mehr als 50 % des Entgelts vom Dienstgeber weiter erhält. 

Die Pflichtversicherung besteht in solchen Fäl len weiter, weil auch ein 
Entgeltanspruch besteht. Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage wäre 
dann der geringere Arbeitsverdienst heranzuziehen. 

Der Hauptverband schlägt daher vor, ·  daß die Bemessungsgrundlage 
auf das Ende jenes Beitragszeitraumes abstellt, in  dem das letzte " volle" (also 
n icht durch die Krankheit geschmälerte) Entgelt gezahlt wird . 

50.Novelle zum ASVG, SlellulIYllalulle cJe�. HdujJlverlklflutJs der oSlelltJldlischell Su.<:ldlverslC;llerilfly"ilaUtJr 
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Zu Art. 11 Z. 7 (§ 1 32c ASVG - Gesundheitsförderung): 

Der Hauptverband begrüßt den Vorschlag, Maßnahmen der Ge­

sundheitsförderung als Pflichtaufgabe im Leistungskatalog der Krankenversi­

cherung vorzusehen. Hiedurch wird die Rolle der 
'
Krankenkassen im Bereich der 

Prävention verstärkt sowie deren Bedeutung im Rahmen einer modernen Ge­
sundheitspolitik unterstrichen. 

Mit der Regelung im § 1 32c ASVG-Entwurf kommen den Krankenkas­
sen zum Teil neue, über die bisherigen Bestimmungen (siehe § 1 56 ASVG) hin­
ausgehende Aufgaben zu. Nach Meinung des Hauptverbandes ist die Gesund­
heitsförderung als positive Forderung auf die Verminderung gesundheitsriskanter 
Faktoren in der Lebens- und Arbeitswelt ausgerichtet. Mit einigen der jetzt im 
§ 1 56 ASVG zur Krankheitsverhütung genannten Maßnahmen besteht somit kein 
unmittelbarer Zusammenhang. Die im Entwurf vorgesehene ersatzlose Streichung 
des § 1 56 ASVG kann daher auch als Einschränkung des bisher Möglichen inter­
pretiert werden. 

Aus systematischen Gründen sollte die Bestimmung im § 1 32c 
ASVG-Entwurf über die Gesundheitsförderung in einem neuen § 156 ASVG auf­

scheinen. Der bisherige § 156 Abs.1 ASVG wäre dann in einen damit abge­

stimmten § 156a neu ASVG umzuformulieren. Die sich daraus ergebende 

Zweitei lung in " Gesundheitsförderung und Krankheitsverhütung" erscheint auch 
deshalb sinnvoll ,  weil die im § 1 56 Abs .1 ASVG angeführten Maßnahmen dann 
weiter freiwillige Leistungen blieben, die den Versicherten individuell gewährt 
werden könnten. 

Die jetzt im § 1 56 Abs.2 und 3 ASVG aufscheinenden Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit könnten durchaus in die Regelung des § 1 56 neu ASVG 
über die Gesundheitsförderung aufgenommen werden. Fiele z .B .  die Vorschrift im 
§ 1 56 Abs.3 ASVG jetzige Fassung weg, könnte sich nach Auffassung des 
Hauptverbandes, die soziale Krankenversicherung n icht mehr an Einrichtungen 
wie dem Fonds " Gesundes Österreich" beteil igen. Unabhängig davon ,  hält es 
der Hauptverband für wünschenswert, daß ihm im ASVG für Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und Krankheitsverhütung innerhalb der Sozialversicherung 
eine effektiv umsetzbare Koordinierungsfunktion tür eine gezielte Vorgangswei­

se eingeräumt wird . 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahmc de� HduptvcrlJancJes Jer oslerrelclll::>cht:rJ SozlalverslcheWII\Jslrauer 
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Der Entwurf zählt im § 1 32c ASVG das "Erforschen von Krankheits­

ursachen" als konkrete Leistung der Krankenversicherung auf. Diese vom 
Hauptverband grundsätzlich bejahte neue Aufgabe sollte seiner Meinung nach 
jedoch n icht im Leistungsrecht, sondern bei den allgemeinen Aufgaben der 
Krankenversicherung (z.B. § 1 1 6 ASVG) aufscheinen. Außerde

'
m ist es zweck­

mäßiger, die "Forschungskompetenz" dem Hauptverband in Konkretisierung 
seiner AufgabensteIlung innerhalb der Sozialversicherung (siehe § 31 ASVG) zu 
übertragen, da es sich um eine Grundlagenarbeit handelt, die nur zentral wahr­
genommen werden kann.  Der Hauptverband hat mit Beschluß des Präsidialaus­
schusses vom 25. Jänner 1 971 bereits das Forschungsinstitut für soziale Si­

cherheit geschaffen, das durchaus auch die im § 1 32c Z.2-Entwurf vorgesehene 
" Aufgabe" für die soziale Krankenversicherung übernehmen kann. Allenfalls 

müßte im § 3 1  ASVG der Bestand des gegenständlichen ForSChungsinstituts ge­

setzlich abgesichert werden. 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauptverbandut; der osterrerdllse;liell SULralversrclienlll!.Jt;trayur 
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Zu Art. 11 Z.8 (§ 133 Abs. 1 ASVG � Umfang der Krankenbehandlung): 

Nach § 1 37a Abs . 1  ASVG-Entwurf dient die medizinische Rehabilita­

tion der Sicherung des Erfolges der Krankenbehandlung bzw. der Erleichterung 
der Folgen der Krankheit. Gemeint ist also der Bereich der Nachsorge im An­

schluß an die Krankenbehandlung. Die Nennung im § 133 Abs.1 ASVG als 
Bestandteil der Krankenbehandlung ist daher systematisch falsch. 

Außerdem finden sich in der Aufzählung zur Krankenbehandlung bis­
her nur einklagbare Pflichtleistungen. Die Aufnahme der medizinischen Rehabil i­
tation, die eine nicht einklagbare Pflichtaufgabe ist, in  die Krankenbehandlung 

wäre demnach systemwidrig . 

Nach Ansicht des Hauptverbandes sol lte daher die Regelung im 

§ 133 Abs.1 ASVG unverändert bleiben. Vielmehr genügt, daß die medizini­
schen Maßnahmen der Rehabil itation, wie im § 117 Z.3 ASVG-Entwurt vorgese­

hen, neben der Krankenbehandlung als Leistung aus dem Versicherungsfall der 
Krankheit angeführt werden. 

Auf Seite 6 der finanziellen Erläuterungen wird darüber h inaus er­
wähnt, daß die vorliegende Novelle eine Erweiterung des Begriffes der Kranken­
behandlung um die Zahnbehandlung und den unentbehrlichen Zahnersatz bein­
haltet. In  § 1 33 Abs . 1  ASVG wurde der Umfang der Krankenbehandlung aller­
dings lediglich um die medizinischen Maßnahmen der Rehabil itation erweitert, 
was - wie oben dargelegt -nicht systemkonform ist. In den finanziel len Erläuterun­
gen wäre daher der vorerwähnte Hinweis ersatzlos zu streichen. 

50.Novelle zum ASVG, Stellullynatlille Jo.:� Hduplverbäl l dcs der o�ltJJrelclllsctltJl l  SULlc!lverslcheruflU::.lIdyül 
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Zu Art. 11 Z. 9 (§ 1 35 Abs. 1 ASVG -
Ärztliche Hilfe): 

Vorweg ist einmal festzuhalten,  daß derzeit ein Ressortentwurf über 
ein Bundesgesetz über die Regelung der gehobenen medizinischen Dienste 
( MTD-Gesetz) in Begutachtung ist. Darin werden unter anderem die Berufsbe­
zeichnungen sowie die Rechtsgrundlage für die freiberufliche Tätigkeit der darin 
aufscheinenden Berufsgruppen geändert. Das wäre im Falle eines Inkrafttretens 
des MTD-Gesetzes bei  den Zitierungen im § 1 35 Abs. 1 ASVG mitzuberücksichti­

gen . 

Allgemein ist noch zu sagen, daß die Erläuterungen (siehe Seite 2 1 ) 
von der Notwendigkeit einer ärztlichen Verschreibung bei Psychotherapie spre­
chen, dies aber im Gesetzestext richtigerweise nicht vorgesehen ist. Diese Dis­
krepanz wäre daher zu beseitigen. 

PSYCHOTHERAPIE 

Grundsätzlich bejaht der Hauptverband die Einführung der Psy­

chotherapie durch Psychotherapeuten im Sinne des Psychotherapiegesetzes, 
BGBI.Nr. 1 990/361 , auf Kosten der Krankenversicherungsträger. Bis jetzt gab es 
psychotherapeutische Behandlungen auf Kosten der Krankenversicherungsträger 
nur, wenn diese Leistung von Vertragsärzten, in Vertragseinrichtungen oder eige­
nen Einrichtungen erbracht wurde. Durch die neue Berufsgruppe der Psychothe­
rapeuten wird es sicherlich möglich sein, Psychotherapie in ausreichendem 

Maß für die Versicherten zur Verfügung zu stellen. 

Damit d ieses Ziel aber auch erreicht werden kann ,  bedarf der vorlie­
gende Gesetzestext noch verschiedener grundlegender Änderungen: 

1 .  Die Verschwiegenheitspflicht im § 15 Psychotherapiegesetz ist 
im Vergleich zu den Bestimmungen des Ärztegesetzes sehr weitgehend und läßt 
keine Ausnahmeregelungen zu. Der PSYChotherapeut dürfte sich darauf jedoch 
gegenüber der Krankenversicherung nicht berufen können. Dem Krankenversi­
cherungsträger muß es nämlich im Hinbl ick auf die Regelungen in den §§ 1 20 
Z. 1 ,  1 33 Abs.2 erster Satz und 361 Abs. 1 Z. 1 ASVG in Verbindung mit der in  
Aussicht genommenen Regelung im § 1 1 8 ASVG-Entwurf möglich sein ,  zu prü­
fen ,  ob er überhaupt leistungszuständig ist. Nach Auffassung des Hauptverban-

50.Novelle ZlIll l  ASVG, StellulIYl latlfne ue� t Idllpl\1i.:rUölldi.:;; dUI Ö;;lellUldll::,..;hull SUildlvursi(;tJerlll ly,Hrd\jl,r 
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des ist daher der § 1 5  Psychotherapiegesetz im Rahmen der 50. ASVG-Novelle 
im Sinne des § 26 Abs.2 Z.4 Ärztegesetz zu ändern. Sollte das n icht möglich 
sein, müßte im ASVG eine mit der vorerwähnten Ärztegesetz-Regelung vergleich­
bare Vorschrift aufgenommen werden. 

2 .  Wie auch zu § 349 Abs .2 ASVG-Entwurf (Art .V Z.5) festgehalten ,  
m u ß  im ASVG dafür Vorsorge getroffen werden, wenn weder Gesamt- noch 

Einzelverträge mit PSYChotherapeuten zustande kommen.  Für diesen Fall gibt es 
in der Literatur Meinungen , nach denen sich die Kostenerstattung an der Höhe 
des Privathonorars zu orientieren habe. Folglich müßte im Gesetz eine Regelung 
aufscheinen, die den Krankenversicherungsträgern eine Limitierungsmöglich­

keit über die Satzung durch Zahlung von Zuschüssen einräumt. 

Am zielführendsten wäre es, eine derartige Regelung generell für 

alle Leistungen im Bereich der Krankenversicherung und nicht nur für die 

Psychotherapie vorzusehen. Für diesen Fall bietet sich eine neue Bestimmung 
§ 1 31 b ASVG an ; diese Vorschrift könnte ähnl ich dem § 1 3 1 a ASVG formuliert 
werden und Vorsorge für den Fall der Kostenerstattung treffen,  daß bisher noch 
keine Verträge für derartige Leistungen abgeschlossen wurden. § 1 31 b ASVG 
sollte der Satzung aber die Regelungsmöglichkeit eröffnen, einen Tarif für die Ko­
stenerstattung in solchen Fällen vorzusehen . 

3 .  Fehlt nur ein Gesamtvertrag und können die Krankenversiche­
rungsträger PSYChotherapeuten in Vertrag nehmen, ist nach Auffassung des 
Hauptverbandes eine einheitliche Vorgangsweise innerhalb der Krankenversi­
cherung nötig, was über eine Richtlinie, die der Hauptverband erläßt, sicherge­
stel lt werden könnte. Für diesen Fall müßte der Katalog im § 31 Abs .3 ASVG er­
gänzt werden. An die Richtlinie wären alle Krankenversicherungsträger zu binden ; 
Einzelverträge, die ihr widersprechen, sollten teilnichtig sein, d .h .  die mit ihr 
n icht ü bereinstimmenden Vertragsbestimmungen wären durch die zutreffenden 
Richtl in ienregelungen zu ersetzen . 

Der Hauptverband geht überdies davon aus, daß die Regelung im 
§ 1 1 8 ASVG-Entwurf über die "Leistungsübernahmeerklärung" Gesetz wird. 
Sollte es -anders sein , was n icht mit den vorne zu Art. 1 I  Z.3 zitierten Gesetzesbe­
stimmungen übereinstimmen würde, müßte im Gesetz ausdrücklich vorgesehen 
werden, daß der Krankenversicherungsträger für die psychotherapeutische Be­
handlung eine " Leistungsübernahmeerklärung" , zwar nicht von Anfang an, wohl 
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aber ab einer bestimmten Anzahl von psychotherapeutischen Sitzungen, 

vorsehen kann;  die genauen Modalitäten sollten nach Ansicht des Hauptverban­
des im Gesamtvertrag (bzw. wenn ein solcher nicht zustande kommt, in der von 
ihm zu erlassenden Richtl inie) geregelt werden. Auch im H inblick darauf ist eine 
Änderung des § 1 5  Psychotherapiegesetz im vorerwähnten Sinne (vgl .  Punkt 1 )  
nötig .  

PSYCHOLOGEN 

Psychologische Behandlungen können, falls sie wie im Entwurf vorge­
sehen, im § 1 35 ASVG aufscheinen werden - so wie die Psychotherapie und die 
ärztliche H ilfe - nur dann auf Rechnung der Krankenversicherungsträger gewährt 
werden, wenn es sich dabei um Krankenbehandlung im sozialversicherungsrecht­
l ichen Sinne (§ 1 20 Z. 1 iVm § 1 33 Abs.2 erster Satz ASVG) handelt. Die im § 3 
des Psychologengesetzes angeführte Berufsumschreibung der psychologischen 
Tätigkeit umfaßt aber auch Maßnahmen, die keinesfalls als Krankenbehandlung 
im sozialversicherungsrechtlichen Sinne anzusehen sind, wie z.B. persönlichkeits­
fördernde Maßnahmen. 

Über die Dienstleistungen, die die Gesundheitspsychologen oder kl ini­
schen Psychologen im H inblick auf den Versorgungsauftrag der Krankenversiche­

rung anbieten können, gibt es trotz intensiver Gespräche mit Fachvertretern noch 
keine Klarheit. Nach Auffassung des Hauptverbandes werden Gesundheitspsy­

chologen, die vor allem im Bereich der Rehabilitation und Prävention tätig 
sein sollen ,  zweifelsohne tür Institutionen benötigt, die im Bereich der vorer­
wähnten Arbeitsfelder tätig sind. Für die niedergelassene Praxis auf Rechnung 
der Krankenversicherung besteht jedoch kaum ein Bedarf. Ähnlich verhält es 
sich mit den klinisch tätigen Psychologen. Sie werden im Zusammenhang mit 

der psychotherapeutischen Betreuung der Versicherten in erster Linie wohl 

zur Erstel lung von klinisch-psychologischen Diagnosen benötigt. 

Im Gesetzestext des § 135 ASVG bräuchten daher als Leistung der 
sozialen Krankenversicherung nur diagnostische Leistungen der klinischen 

Psychologen angeführt werden. Voraussetzung für die Kostenübernahme durch 
den Krankenversicherungsträger müßte in diesem Fall aber eine Zuweisung 
durch den Arzt oder Psychotherapeuten sein. 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme du� Hduplverbande� der OSlel i eldllsc l lel l  S\)Zlalverslcherulluslrd(jer 
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Zu Abs.3: 

Im Abs.3 ist angeführt, daß der Versicherte zur Inanspruchnahme ärzt­
l icher H ilfe einen Krankenschein vorzulegen hat. Anstelle des Wortes " Kranken­
schein "  sollte aber das Wort "Krankenkassenscheck" verwendet werden. 

Dies würde der seit 1 985 verwendeten Bezeichnung tür dieses Formular entspre­
chen . Eine entsprechende Änderung des § 1 53 Abs.4 (Zahnbehandlerschein) wä­
re ebenfalls erforderlich .  

Der Hauptverband ersucht, diese zusätzlichen Novellierungswünsche 
zu berücksichtigen. 
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Zu Art. 11 Z. 1 0  (§ 1 37a ASVG - Medizinische Maßnahmen der Rehabilitation): 

Mit der 32. ASVG-Novelle hat der Gesetzgeber das bis dahin sehr zer­
splitterte Rehabil itationsrecht besser zusammengefaßt. Die Rehabil ition ist als 
eine sehr wichtige Aufgabe unseres Gesundheisversorgungssystems von ihm je­
doch allen Trägern der sozialen Sicherheit überantwortet. I nnerhalb der Sozialver­
sicherung wirken daran alle drei Zweige mit. Schwerpunktmäßig ist sie aber eine 
Aufgabe der Pensionsversicherung. 

Künftig sollen die Aufgaben der sozialen Krankenversicherung um 
Maßnahmen der medizinischen Rehabilitation erweitert werden . Das wird vom 

Hauptverband prinzipiell begrüßt. Hiedurch wird die gesetzliche Krankenversi­
cherung auch zur Rehabil itation von Alterskrankheiten zuständig, was eine Vorlei­
stung zur Hintanhaltung von Pflegefällen bzw. zur Vermeidung und Verminderung 
von Pflegebedürftigkeit darstellt. Unabhängig davon gi lt es auch, die Forschung 

im Rehabilitationsbereich zu fördern, wofür sich auch das beim Hauptverband 
bestehende Forschungsinstitut eignet, was bei einer allfä.l l igen gesetzlichen Absi­
cherung dieser Einrichtung im Rahmen dieser Novelle mitberücksichtig werden 
sollte. Davon losgelöst wäre , weil außerhalb des Krankenversicherungssystems 
liegend, noch die ärztliche Aus-, Fort- und Weiterbildung im Rehabilitations­

sektor zu verbessern. 

Nach Meinung des Hauptverbandes werden durch die gegenständli­
che Novelle jedoch die bisher bestandenen Probleme in der Abgrenzung zwi­
schen den Sachleistungen der Krankenversicherung aus dem Titel der Kranken­
behandlung und der medizinischen Rehabilitation nicht beseitigt. Das gi lt auch in  
bezug auf die jetzt im § 1 55 ASVG festgehaltenen Maßnahmen zur Festigung der 
Gesundheit .  

Jedenfalls reicht es nicht aus, in diesem Zusammenhang nur die Ge­
währung von Körperersatzstücken , orthopädischen Behelfen und anderen H i lfs­
mitteln sowie die Ausbildung im Gebrauch der Hi lfsmitteln anzuführen. Vielmehr 
wäre wohl auch die Unterbringung in (Sonder)Krankenanstalten, die vorwiegend 
der Rehabil itation dienen sowie die Unterbringung in Genesungsheime zu nen­
nen . 

M it § 1 37a ASVG-Entwurt korrespondiert - wie angedeutet - auch die 
Regelung im § 1 55 ASVG über Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit. Der 
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vom Entwurf vorgenommenen Loslösung der Maßnahmen zur Festigung der 

Gesundheit vom für die soziale Krankenversicherung bestimmenden Krank­

heitsbegriff kann der Hauptverband nicht zustimmen (siehe auch Anmerkungen 
zu ArUI Z.2 1 ) .  H ievon abgesehen, werden einige der jetzt im § 1 55 ASVG auf­
scheinenden Leistungen weder in  dessen Neufassung angeführt noch sind sie 
zweifelsfrei unter die Regelung des § 1 37a ASVG-Entwurf subsumierbar. Im übri­
gen gilt für das Verhältnis zwischen den §§ 1 37a und 1 55 ASVG-Entwurf dasselbe 
wie für die Beziehung zwischen § 1 32c-Entwurf und § 1 56 ASVG jetzige Fassung . 

Der Entwurf geht richtigerweise davon aus, daß die der sozialen Kran­
kenversicherung künftig zukommenden Maßnahmen im Bereich der medizini­
schen Rehabil itation eine Pflichtaufgabe sein werden . Das deckt sich mit dem 
Leistungspaket der Pensionsversicherung. Im Hinblick darauf hält der Hauptver­
band die Anführung von Maßnahmen der medizinischen Rehabilitation im § 133 

Abs.2 ASVG jedoch für verfehlt. Erstens sind darin nur Pfl iChtleistungen mit indi­
viduel lem Rechtsanspruch angeführt, was auf die Maßnahmen der medizinischen 
Rehabil itation auch nach der Entwurffassung n icht zutrifft. Zum ander�n handelt 
es sich dabei tür den Hauptverband um Maßnahmen, die nicht so ohne weiteres 
mit den Ansprüchen aus der Krankenbehandlung gleichgesetzt werden können , 
zumal sie in  aller Regel im Anschluß daran gesetzt werden . Das müßte nach An­
sicht des Hauptverbandes auch im Text des neuen § 1 37a zum Ausdruck ge­
bracht werden. Seiner Meinung nach sollte die gegenständliche Vorschrift da­

her mit den Worten 

" Über die Krankenbehandlung hinaus gewähren die Krankenversiche­
rungsträger nach pflichtgemäßem Ermessen und nach Maßgabe des 
§ 1 33 Abs.2 ASVG medizin ische Maßnahmen der Rehabil itation" 

eingeleitet werden. 

Im Hinblick darauf müßte auch die im zweiten Satz des § 1 37a ASVG­
Entwurf aufscheinende Formulierung " neben den sonstigen aus dem Versiche­
rungsfall der Krankheit in  Betracht kommenden Leistungen _ (§ 1 1 7 Z.3 ASVG)"  
entfal len. Zu  streichen wäre weiters der vorletzte Satz, der die Anstaltspflege -
gleichfalls eine Leistung aus dem Versicherungsfall der Krankheit - erwähnt. 

Begrüßt wird die zwischen den Sozialversicherungsträgern vorge­
schriebene Zusammenarbeit. Übersehen wurde dabei aber offenbar, daß auch 
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die Unfallversicherung Rehabil itationsmaßnahmen zu erbringen hat, wenn es 

sich um Folgen eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit handelt Sie wä­
re daher ebenso wie die Pensionsversicherungsträger im § 1 37a Abs.2 ASVG­

Entwurf in der Aufzählung der Träger anzuführen, die Rehabil itationsmaßnahmen 
an sich ziehen können. 

Die Bestimmung, welche die Gewährung von Körperersatzstücken 
usw. aus dem Titel der medizinischen Rehabilitation vorsieht, kollidiert nach An­
sicht des Hauptverbandes mit § 154 ASVG, wozu sich auch die Frage stel lt, ob 
für diese Regelung überhaupt ein Anwendungsbereich verbleibt. Wie bekannt, 
sieht § 1 54 ASVG bei der Gewährung von H ilfsmitteln eine Kostenbetei l igung des 

Versicherten vor. Werden solche Hilfsmittel jedoch aus dem Titel der medizini­
schen Rehabilitation gemäß § 1 37a ASVG-Entwurf gewährt, hätte der Versicherte 
keine Kostenbetei l igung zu leisten. Die Folge wäre eine Rechtsunsicherheit so­
wohl bei den Versicherten als auch bei den Krankenversicherungsträgern. Der 
Hauptverband hält daher eine schlüssige Abstimmung der §§ 1 37a ASVG­
Entwurf und § 1 54 ASVG jetzige Fassung tür unbedingt erforderlich. 

Unklar ist auch das Verhältnis zwischen dem § 137a Abs.2 und 

§ 302 Abs.2 ASVG-Entwurf. Hierauf hat auch die Pensionsversicherungsanstalt 

der Arbeiter in ihrer Stellungnahme aufmerksam gemacht. Nach § 1 37a Abs.2 
ASVG-Entwurf hätten die Krankenkassen dann medizinische Maßnahmen der Re­
habil itation zu erbringen, wenn solche Leistungen n icht von einem Unfall- oder 
Pensionsversicherungsträger gewährt werden. § 302 Abs.2 ASVG-Entwurf sieht 
derartige Maßnahmen nur vor, wenn und soweit sie n icht aus dem Titel " einer 
gesetzlichen Krankenversicherung gewährt werden" . Dieser logische Wider­
spruch muß beseitigt werden . Die Abstimmung aller " Rehabil itations­
Regelungen" untereinander sollte unter Berücksichtigung der Entwurfskonzeption 
(" Pflichtaufgabe" ) sowie allenfalls noch nötiger Koordinierungsmöglichkeiten da­
her nochmals überprüft werden. 
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Zu Art.!1 Z. 1 0  und 1 6  sowie Art.lV Z. 1 3  (§§ 1 37a und 302 Abs.2 ASVG - medizi­

nische Maßnahmen der Rehabilitation, § 144 AbsA ASVG - Anstaltspflege 

und § 307d ASVG - Gesundheitsvorsorge der Pensionsversicherungsträger): 

Die Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter hat zu diesen Entwürfen 
folgende Stel lungnahme übermittelt: 

"Mit der Zielsetzung, den Erfolg der Krankenbehandlung zu Sichern oder die Folgen der Krankheit 
zu erleichtern, sollen nun zwei Teilsegmente aus dem Katalog der freiwilligen Leistungen der 
Kranken- und Pens,ionsversicherung herausgelöst und unter dem Titel "Medizinische Maßnahmen 
der Rehabilitation " im § 137a als Pflichtaufgabe der Krankenversicherung zu einer Einheit zusam­
mengefaßt werden. Konkret handelt es sich hiebei einerseits um bestimmte Maßnahmen zur Festi­
gung der Gesundheit nach § 155 Abs.2 und andererseits um die Gewährung von Körperersatz­
stücken, orthopädischen Behelfen uSW. aus der Gesundheitsvorsorge nach § 307d Abs. 3. 

Schon von ihrem Grundaufbau her ist also diese KonstruktIOn nicht geeignet, die primäre Zustän­
digkeit der medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation von der Pensionsversicherung in die Kran­
kenversicherung zu transferieren. Dagegen spricht nicht zuletzt die Textierung im § 1 37a Abs.2 
selbst, wonach die Maßnahmen nach Abs. l vom Krankenversicherungsträger nur gewährt werden, 
wenn und soweit sie nicht von emem Unfallversicherungsträger oder einem Pensionsversicherungs­
träger gewährt werden und ein Pensionsversicherungsträger ihre Gewährung nicht an sich zieht 
(§ 302 Abs.2). Die dazu im Widerspruch stehenden Passagen auf Seite 16 der Erläuterungen soll­
ten daher entfallen. 

Die Formulierung im ersten Satz des § 302 Abs.2 des Entwurfes, aufgrund derer die Maßnahmen 
nach Abs. l vom Pensionsversicherungsträger nur gewährt werden, wenn und soweit sie nicht aus 
der Krankenversicherung gewährt werden, steht einem ordnungsgemäßen Vollzug auf beiden Sei­
ten entgegen und bewirkt eine Art "PattsteIlung". Um diese hintanzuhalten, bedürfte es auch einer 
näheren Konkretisierung des Rehabilitationsbegriffes in der Krankenversicherung. Andernfalls wäre 
der erste Satz des § 302 Abs.2 ersatzlos zu streichen. 

Während die Pensionsversicherungsträger nach den in Geltung stehenden Bestimmungen des 
§ 307d Abs.2 Gesundheits vorsorgemaßnahmen , wie beispielsweise Aufenthalt in Kuranstalten oder 
Unterbringung in Krankenanstalten, die vorwiegend der Rehabilitation dienen, erbringen konnten, 
stünde diesen Maßnahmen nun die Verpflichtung der Krankenversicherungsträger gegenüber, sol­
che Leistungen aus dem Titel "Medizinische Maßnahme der Rehabilitation " zu gewähren. Durch 
diese "Quasi-Rangordnung" wäre also § 307d in den für die Pensions versicherung wesentlichsten 
Belangen inhaltslos .geworden, was de facto einer Streichung der Gesundheitsvorsorge aus ihrem 
Leistungskatalog gleichkäme. 

Gegebenenfalls könnten etwa PenSIOl1lsten, denen eine HilflOSigkeit droht, gegenüber "Angehöri­
gen " nicht mehr bevorzugt in eigene Einrichtungen eingewiesen werden, eme Errungenschaft, für 
die die Anstalt schon vor der 32. Novelle zum ASVG eingetreten ist. Insoferne wäre also die ange­
strebte Verbesserung für die betroffenen Personen bloß theoretischer Natur; tatsächlich ergäbe sich 
für sie aber in der Praxis eine eklatante Verschlechterung, zumal für die Bewältigung der erweiter­
ten AufgabensteIlung zuwenig eigene Einrichtungen vorhanden sind. 

Sosehr seitens der Anstalt die Absicht begrüßt wird, daß Körperersatzstücke, orthopädische Behel­
fe usw. nun nach pflichtgemäßem Ermessen als medizinische Rehabilitat/Onsmaßnahmen aus der 
Krankenversicherung erbracht werden sollen und damit den analogen freiwilligen Leistungen aus 
der Pensions versicherung der Boden entzogen wird, bzw. die administrativ und zeitaufwendigen 
Orthopädie-, Dialyseabkommen und dergleichen obsolet werden, sowemg sinnvoll erscheint ihr die 
geplante Umschichtung der übrigen Gesundheitsvorsorgeleistungen in den Bereich der Krankenver­
sicherung. Sie erblickt darin eine von der Beitragsleistung her nicht vertretbare SchlechtersteIlung 

50. Novelle zum ASVG. SlellunYfldl l lne dC!� H .. lUplverbandes dei oSlerrelctllsc l lU l 1  SULldlver::'lcl leIUl1U::iII.1yCl 
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ihrer Versicherten und Pensionisten zugunsten "Angehönger", könnte sich aber im Wege des 
§ 1 37 a zu einer primären Zuständigkeit der KrankenversIcherungsträger hinsichtlich der in § 307 d 
Abs.2 Z.3 und 4 normierten Leistungen bekennen. 

Analog zu § 302 Abs2 zweiter Satz wäre daher in § 307d sicherzustellen, daß der Pensionsversi­
cherungsträger die Gewährung von Aufenthalten in Kurorten, Kuranstalten bzw. Zuschüssen zu sol­
chen sowie die Unterbringung in Krankenanstalten, die vorwiegend der Rehabilitation dienen, auch 
unter diesem Titel jederzeit an sich ziehen kann. Gleichzeitig könnte der Wortlaut des § 307d Abs2 
Z. 1 und 2 sowie jener des Abs. 3  zur Gänze entfallen. 

Die Pensions versicherungsträger haben zur Wahrnehmung der ihnen gesetzlich übertragenen Auf­
gaben im Interesse ihrer Versicherten und Pensionisten ein bedarfsorientiertes Netz an Rehabilita­
tionszentren errichtet. Sie verfügen - im Gegensatz zu den Krankenversicherungsträgern - auch 
über die notwendige Infrastruktur, wie etwa über fachärztliche Begutachtungsstationen. Jahrzehnte­
lange Erfahrung und Engagement haben schließlich zu den in der Öffentlichkeit anerkannten Erfol­
gen auf diesem Gebiet geführt. Neben humanitären und volkswirtschaftlichen Erwägungen liegt es 
im ureigensten Interesse der PensIOnsversicherungsträger, durch gezielte Maßnahmen der Rehabi­
litation den Anfall von Pensionen aus dem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit zu 
verhindern. Der Erfolg dieser Bemühungen wird auch in Zukunft in hohem Maße davon abhängen, 
inwieweit sie in die Lage versetzt werden, die erforderlichen Maßnahmen Im eigenen Bereich 
durchzuführen. 

Zu Recht wird in den Erläuterungen befürchtet, daß die vorhandenen Sonderkrankenanstalten tür 
die Unterbringung des durch § 1 37a erweiterten Personenkreises nicht ausreichen. Der Tatsache, 
daß Maßnahmen der medizinischen Rehabilitation nach einer Akutpflege in einer Krankenanstalt am 
sinnvollsten unmittelbar daran anschließen sollen, wird durch die Gewährung sogenannter An­
schlußheilverfahren seit Jahren Rechnung getragen. Daraus den Schluß zu ziehen, diese Rehabili­
tationsmaßnahmen nicht in einer Sonderkrankenanstalt sondern in einem dafür kaum geeigneten 
Akutspital zu gewähren, hält die Anstalt allerdings sowohl aus medizinischen als auch aus finanziel­
len Erwägungen für verfehlt. Weitaus sinnvoller erscheint ihr, die bewährten eigenen Einrichtungen 
der Pensionsversicherungsträger den erweiterten Bedürfnissen des § 137a entsprechend weiter 
auszubauen. Nach diesen grundsätzlichen Überlegungen sollte die Unterbringung in einer Sonder­
krankenanstalt, die vorwiegend der Rehabilitation von Versicherten dient, auch künftig nicht als An­
staltspflege gelten und § 1 44 Abs.4 der in Geltung stehenden Fassung unverändert bleiben. "  

50.Novelle zum ASVG, Siellungneüllne de" HiwplverbaneJes der o�lerreICl II:;dIUI i SULlalverslcherunyslrdger 
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Zu Art. 11 Z. 1 2  (§ 140 Z. 1 ASVG - Verweisung): 

Die endgültige Fassung der gegenständlichen Regelung ist mit dem 
Schicksal des § 1 55 ASVG und dessen Verhältnis zu § 1 37a ASVG-Entwurf ver-

o 

knüpft, was bei ihrer T extierung berücksichtigt werden müßte. 

50.Novelie zum ASVG, Stellungnahme dm, HiiLJjJlvertJancJet> der öslerreichlscilen SOl:lalversicilerunyslrayer 
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Zu Art. 11 Z. 1 3  (§ 141  Abs.3 ASVG - Krankengeld): 

§ 1 41 Abs.3 ASVG verweist derzeit auf § 1 52 Abs . 1  zweiter und dritter 
Satz ASVG. Der letzte Satz i� § 1 52 Abs. 1 ASVG , der in der vorliegenden Fas­
sung jedoch aufscheint, wird im jetzt geltenden Recht n icht zitiert, weil das im 
H inbl ick auf den Vorsatz offenbar n icht als erforderlich angesehen wurde. H ieran 
hat sich nach Auffassung des Hauptverbandes nichts geändert, weshalb der vor­
letzte Satz in § 1 4 1  Abs.3 ASVG ersatzlos gestrichen werden sollte. 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungstrayer 
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Zu Art. 11 Z. 1 6  (§ 144 Abs. 4 ASVG - Anstaltspflege): 

Nach der Gesetzeskonzeption (siehe § 1 37a ASVG-Entwurf) gehört zu 
den medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation als ein� ihrer wichtigsten Lei­
stungen die Unterbringung in (Sonder)Krankenanstalten ,  die vorwiegend der Re­
habil itation dienen. Begriffl ich handelt es sich dabei nicht um Anstaltspflege, son­
dern um medizinische Rehabi l itation. Die Regelung im § 144 Abs. 4 ASVG, wo­

nach die Unterbringung in Krankenanstalten ,  die vorwiegend der Rehabil itation 
dienen, keine Anstaltspflege ist, muß daher unverändert beibehalten werden. 

50. Novelle zum ASVG. Stellungnahme des Hauptverbandes der oslerrelclll:scl!ull SOLldlverslcherullUSLlaver 
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Zu Art. 11 Z. 1 7  (§ 1 51 ASVG - Medizinische Hauskrankenpflege): 

Die Hauskrankenpflege ist gegenwärtig keine Pflichtleistung der sozia­
len Krankenversicherung. Nach dem vorl iegenden Entwurf soll es die " medizini­
sche Hauskrankenpflege;' werden ,  was vom Hauptverband prinzipiell begrüßt 

wird. Seiner Konzeption nach (siehe auch die finanziellen Erläuterungen zum 
Entwurf) handelt es sich dabei richtigerweise um eine die Anstaltspflege erset­

zende Leistung. Mit ihrer H ilfe soll also die Verweildauer in den Spitälern redu­
ziert werden. Als Leistung aus dem Versicherungsfall der Krankheit ist dafür - wie 
im Entwurf festgehalten - aber der sozialversicherungsrechtliche Krankheits­

begriff bestimmend. 

Die soziale Krankenversicherung wurde - was auch in den erläutern­
den Bemerkungen zur ASVG-Stammfassung nach lesbar ist - nicht zur Ab­

deckung der sogenannten "Pflegefälle" geschaffen. Als Ergebnis der unseren 
Bundesstaat mitgestaltenden Aufgabenverteilung zwischen Sozialversicherung 
und Sozialhi lfe ist das ausschließlich Aufgabe der Länder, die hiefür auch die 
Kosten zu tragen haben.  Unter die "medizinische Hauskrankenpflege" fällt somit 
n icht die sogenannte G rundpflege und hauswirtschaftliche Versorgung. H i lfen zur 
Weiterführung des Haushaltes gehören vielmehr zum Aufgabenbereich der So­
zialhilfe. 

In  der vorliegenden Gesetzesformulierung wird jedoch diese nach Mei­
nung des Hauptverbandes unbedingt notwendige Trennung n icht genügend zum 
Ausdruck gebracht. Im Gesetzestext müßte daher als Ziel der " medizinischen 
Hauskrankenpflege " ,  die durch ärztliche Anordnung mögliche Ersetzung der An­
staltspflege, ausdrücklich angeführt werden. Im Hinblick darauf sind auch An­
lehnungen an die Bestimmung im § 37 SGB V. Buch über die " häusliche Kran­
kenpflege" denkbar, der allerdings weiter als der vorliegende Ressortentwurf ge­
faßt ist, wofür der Hauptverband n icht eintritt. 

Nach § 1 51 Abs .4 ASVG-Entwurf wird die " medizinische Hauskranken­
pflege" längstens für die Dauer von vier Wochen gewährt .  Diese Formulierung ist 
unklar, da sie keine Aussage darüber trifft, ob diese " Höchstdauer" tür jeden 
Krankheitsfall g i lt oder nur tür einen bestimmten Zeitraum (z. B. 1 2  Monate oder 1 
Kalenderjahr) in  Betracht kommt. 

50. Novelle zum ASVG, Stellungl lahme de� Hauptverbandes der osterrelcillscilen Sozialverslcilerunusti aver 
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I n  den Erläuterungen (siehe Seite 23) wird jedoch entgegen dem Ge­

setzeswortlaut (arg . :  " Iängstens" ) auch eine Verlängerungsmöglichkeit " um einen 
weiteren Monat" angedeutet. Der Hauptverband bekennt sich zur Verlänge­

rung in Einzelfällen. Derartige Verlängerungen müßten aber ärztlich über die 
. 

Diagnose und Therapie begründbar sein .  Wie in Deutschland sollte dabei der je-
weilige Krankenversicherungsträger (über seinen "chefärztlichen Dienst" ) einge­
schaltet werden. Im Falle einer Gesetzwerdung der Regelung im § 1 1 8 ASVG­
Entwurf im Sinne der Hauptverband-Anregungen könnte dabei auch auf die Ein­
richtung der " Leistungsübernahmeerklärung" zurückgegriffen werden. 

Nach dem Entwurf ist die "medizinische Hauskrankenpflege" als 
Sachleistung zu erbringen. Das setzt entsprechende Invertragnahmen voraus. 
Die in  der Diskussion immer wieder verlangte flächendeckende Versorgung ist je­
doch keine der sozialen Krankenversicherung zukommende Aufgabe. Ihre Reali­

sierung hängt vom Angebot der jetzt auf diesem Gebiet tätigen " sozialen Dien­

ste" ab. Im Hinblick darauf wird verschiedentlich auch die Beistel lung des benö­
tigten Pflegepersonals durch die Kasse selbst oder durch " Einkauf" der Dienstlei­
stung ü ber einen sozialen Dienst zur Diskussion gestellt. Eine Wahlmöglichkeit ,  
tür die sich auch die über den Ressortentwurf hinausgehende Regelung im § 37 
8GB V.  Buch entschieden hat .  

I n  den finanziellen Erläuterungen (siehe Seite 2) wird zur Einrichtung 
der medizinichen Hauskrankenpflege als Pflichtleistung im Sinne einer " kranken­
hausersetzenden Leistung" eine Entlastung der Krankenversicherungsträger erst 
dann in Aussicht gestellt " wenn es gelingt, die Finanzierung der Krankenanstalten 

auf eine leistungsorientierte Basis umzustellen, sowie die bereits für die Vergan­

genheit vorgesehene Verringerung der Zahl der Akutbetten im stationären Be­

reich zu erreichen" .  Die durch die gegenständliche Regelung bewirkte Doppelbe­

lastung wird klar erkannt und darauf hingewiesen , daß es ab dem Jahre 1 992 

Ausg leichszahlungen " in einer neuen KRAZAF-Regelung nicht mehr geben dürf­

te" . Nach Ansicht des Hauptverbandes muß aber die Einführung der medizini­

schen Hauskrankenpflege als Pfl ichtleistung dazu führen, daß es keine Aus­

gleichszahlungen mehr gibt. 

50. Novelle zum ASVG. SlclillflQl lätllllC de::. Häuptvorbdfldes der ostcrrelct ll�cllul\ SllLlälvOl�lclloruflystrilycr 
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Zu Art. 11 Z. 1 8  (§ 1 52 ASVG - Zusammentreffen von Familien- oder Taggeld 

in Unfallversicherung und Krankenversicherung): 

Im Zusammenhang damit müßte auch die Anrechnungsbestimmung 
. 

des § 1 95 Abs. 6 ASVG in Richtung Krankengeldanrechnung adaptiert werden. 

Darüber hinaus sollte auch das Leistungsrecht in  der Unfal lversiche­
rung den geplanten Änderungen im Krankenversicherungsrecht angepaßt wer­

den. 

Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt hat dazu im sozialversiche­
rungsinternen Begutachtungsverfahren noch folgendes mitgetei lt :  

"Bei Zusammentreffen von Familien- oder Taggeld aus einer gesetzlichen Krankenversicherung mit 
einem Anspruch auf Familien- oder Taggeld aus der Unfallversicherung ruht gemäß § 1 95 Abs.6 
ASVG der Anspruch aus der Unfallversicherung in Höhe des Bezuges aus der Krankenversiche­
rung. Durch Wegfall des Familien- oder Taggeldes in der Krankenversicherung ist es daher erfor­
derlich, § 1 95 Abs.6 ASVG wie folgt zu ändern: 

Trifft der Bezug von Krankengeld aus einer gesetzlichen Krankenversicherung mit einem An­
spruch auf Familiengeld bzw. Taggeld zusammen, so ruht dieser Anspruch in der Höhe des 
Bezuges von Krankengeld aus der Krankenversicherung; hlebei ist einem solchen Bezug die 

2eit, für die gemäß § 1 38 Abs. l ASVG Anspruch auf Krankengeld nicht besteht, sowie die Zeit, 
für die ein Anspruch auf Krankengeld ruht, gleichzuhalten. " 

Da die in den erläuternden Bemerkungen dargelegten Gründe für den Wegfall des FamiJien- und 
Taggeldes in der Krankenversicherung bzw. für den Wegfall des Ruhens des Krankengeldes bei 
Anstaltspflege auch für den Bereich der Unfallversicherung zum Tragen kommen, erlaubt sich die 
Anstalt zur Diskussion zu stellen, ob nicht eine gleichartige Regelung m der Unfallversicherung vor­
zusehen wäre. 

Bei Beseitigung des Familien- und Taggeldes in der Unfallversicherung erscheint es aber unabding­
bar notwendig, auch § 208 ASVG (Ruhen der Versehrtenrente bel Anstaltspflege) ersatzlos zu strei­
chen. Andernfalls wären alle jene Versehrten benachteiligt, die kemen Krankengeldanspruch haben, 
deren Renten aber wegen Anstaltspflege ruhen würden. Dabei darf nicht übersehen werden, daß 
es in einzelnen Fällen zu Härten kommen kann. Dann nämlich, wenn die durch den Arbeitsunfall 
hervorgerufene neuerliche Erwerbsunfähigkeit weniger als dreI Monate betragt (z.8 .  unfallbedingte 
Nachoperation), da in diesen Fällen eme Neufeststellung der Rente nicht möglIch ist (§ 183 Abs. l 
ASVG). Grundsätzlich sollte jedoch eine Neufeststellung der Rente nicht erfolgen, da bei einer kurz­
fristigen durch den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit bedingten Erwerbsunfähigkeit das Entgelt 
oder sonstige Arbeitseinkommen weiter bezogen wird oder ein Anspruch auf Krankengeld besteht. 
In jenen Fällen, in denen es ausnahmsweise zu beträchtlichen Verdiensteinbußen kommt, könnte 
ein Versehrtengeld gemäß § 212 Abs. l ASVG gewährt werden. Bisher hat die Anstalt von dieser 
Möglichkeit nicht Gebrauch gemacht, da nach derzeitiger Rechtslage Familien- oder Taggeld zu 
gewähren ist. Unter Umständen könnte auch eine besondere Unterstützung gemäß § 1 96 ASVG ge­
währt werden. 

Die finanzielle Mehrbelastung der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt dürfte sich aus nachste­
henden Gründen in Grenzen halten: 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme d0>; H,1Uplverballue>; der oSlerrelctliscliel l SUZIi:llv\jI SlcIIOrull(jsll äVl:1 

48/SN-61/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)48 von 80

www.parlament.gv.at



• 

- 46 -

1 .  Bei Personen mit Krankengeldanspruch ruht die Versehrtenrente gemäß § 90a ASVG in Hö­
he des Krankengeldbezuges, 

2. cjie Anzahl jener Versehrten, die keinen Krankengeldanspruch haben (insbesondere Teilversi­
cherte wie selbständig Erwerbstätige), ist vergleichsweise gering, 

3. das Familiengeld entspricht in etwa 3/4 der Vollrente zuzüglich Zusatzrente und einem Kin­
derzuschuß, wenn man von zwei Angehörigen (Ehegattin und ein Kind) ausgeht. 

Im Jahre 1 990 wurden Familien- und Taggeld in Höhe von gerundet 1 7  Millionen' Schilling ausbe­
zahlt. Kalkuliert man im ungünstigen Fall, daß das Familien- und Taggeld der Hälfte der Vollrente 
zuzüglich Zusatzrente und Kinderzuschüssen entspricht, würde der Aufwand tür Vollrente, Zusatz­
rente und Kinderzuschüsse während der Anstaltspflege rund 26 Millionen Schilling betragen, wovon 
aber bereits derzeit rund 1 7  Millionen Schilling an Familien- und Taggeld ausbezahlt werden, so 
daß der eigentliche finanzielle Mehraufwand mit rund 9 Millionen Schilling zu veranschlagen wäre. " 

50. Novelle zum ASVG. StelluflYlldlu l ie du:; Hauplverbanues der (Jslerreicluscl lull SozlalverslchurullyslrallLlf 
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Zu Art. 11 Z. 1 9  (§ 1 53 Abs. 2 ASVG - Zahnbehandlung und Zahnersatz): 

Die vorgeschlagene Regelung wird mit dem Urteil des Obersten Ge­
richtshofes vom 1 8. Dezember 1 990, ZI. 1 0  Ob S 1 94/90, gerechtfertigt. Im Hin-

. 

blick darauf wird auf § 94 Abs . 1  Z.2 GSVG zurückgegriffen .  Nach Auffassung des 
Hauptverbandes kann die bestehende Formulierung auch ohne Änderung im' 

Sinne des OGH-Urteils interpretiert werden. Darüber hinaus hat der Oberste 
Gerichtshof vor kurzem beim Verfassungsgerichtshof den Antrag gestellt, § 153 

Abs. 1 erster Satz ASVG auf seine Verfassungsmäßigkeit zu prüfen. Nach 
Meinung des Hauptverbandes sollte das Ergebnis dieses Prüfungsverfahrens ab­
gewartet werden. 

Im Zusammenhang damit erinnert der Hauptverband auch an seinen 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales bereits (mehrmals) übermittelten 
Novellierungsvorschlag zu § 153 Abs.2 ASVG. Hierin ist festgehalten,  daß Lei­
stungen, die in den Satzungen und in den Zahnarztverträgen nicht vorgesehen 
sind, in  den Zahnambulatorien n icht erbracht werden dürfen .  H iedurch wird der 
H andlungsspielraum der Sozialversicherungsträger bei der Gestaltung der Ambu­
latoriumsleistungen im Zahnbehandlerbereich deutlich eingeschränkt. Dagegen 
bestehen aber wegen des den Krankenversicherungsträgern obliegenden Versor­
gungsauftrages insbesondere gegenüber Versicherten mit geringem Einkommen 
Bedenken. 

Der Hauptverband schlägt daher vor, § 1 53 ASVG jetzt nicht, son­

dern erst dann zu novellieren, wenn klar ist, wie der Vertassungsgerichtshof 

zu dieser Bestimmung steht. 

50. Novelle zum ASVG , Siellunynatllne des HäiJplv,�roäncJes uer öSlcrruldllscl iel i S,J.'lölverslcl lcrlJlI!jsll d'jlJl 
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Zu Art. 11 Z. 20 (§ 1 54 Abs. 1 ASVG - Hilfe bei körperlichen Gebrechen): 

Im Zusammenhang damit wird nochmals auf die fehlende Abstimmung 
zwischen dem § 1 37a ASV� -Entwurf und der jetzigen Fassung des § 1 54 ASVG 
hingewiesen, die zu beheben wäre (siehe auch die Ausführungen zu Art. 1 I  Z . 1 0) .  
Darüber h inaus müßte noch eine grundsätzliche Diskussion über die Art der Lei­
stung (Sachleistung mit Kostenbetei l igung oder nur Zuschüsse) geführt werden. 

50. Novelle zum ASVG. Stellungnahme des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungstraver 

48/SN-61/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 51 von 80

www.parlament.gv.at



- 49 -

Zu Art. 11 Z. 21 (§ 1 55 Abs. 1 und 2 ASVG - Maßnahmen der Krankenversiche­

rungsträger zur Festigung der Gesundheit): 

Mit der vorliegenden Regelung werden die Maßnahmen der Kranken-
. 

versicherungsträger zur Festigung der Gesundheit vom sozialversicherungsrecht­
l ichen Krankheitsbegriff abgekoppelt (siehe Erläuterungen Seite 1 7) .  Gesetzes­
technisch soll das offenbar über den Entfall der Worte " neben der oder im An­
schluß an die Krankenbehandlung" herbeigeführt werden. 

Der Hauptverband verkennt keineswegs das von ihm grundsätzlich un­
terstütze Bemühen des Entwurfes, die Rolle der Krankenversicherung im Bereich 
der Prävention zu stärken .  Seiner Meinung nach müßten jedoch deren Aktivitäten 
aufgabenbedingt mit der Krankenbehandlung im Zusammenhang stehen. 

Ziel jeder präventiven Gesundheitspolitik ist es doch , mit geeigneten 
Konzepten in die Entstehungsbereiche und -prozesse der Krankheiten zu interve­
nieren.  Die Prävention ist in erster Linie aber eine öffentliche Gemeinschafts­

aufgabe und gehört ,  wie der Bereich der Krankheitsfrüherkennung sowie die Re­
gelung im § 1 32c ASVG-Entwurf belegen, nur in Teilbereichen zu den Aufga­

ben der sozialen Krankenversicherung. Im übrigen handelt es sich bei den 
Maßnahmen im § 155 ASVG um Leistungsansprüche , die nach der Gesamtkon­
zeption für die soziale Krankenversicherung keinesfalls von dem für sie bestim­
menden Krankheitsbegriff gelöst werden können. 

Nach Ansicht des Hauptverbandes sollte daher die Verkoppelung der 
Regelung im § 1 55 ASVG mit den für die soziale Krankenversicherung bestim­

menden Prinzipien aufrecht bleiben. 

Hievon abgesehen führt die vom Entwurf vorgeschlagene Formul ie­
rung keiensfalls zu der von ihm offensichtlich gewollten Leistungsverbesserung. 
Vielmehr finden sich darin auch Einschränkungen, wie, daß für die Unterbringung 
in einem Erholungsheim eine Beschleunigung der Genesung nach schwerer 
Krankheit Voraussetzung sein sol l .  Die Unterbringung in einem Erholungsheim zur 
Verh inderung einer unmittelbar drohenden Krankheit oder der Verschlimmerung 
einer bestehenden Krankheit wäre damit ausgeschlossen. 

Verzichtet soll künftig auch auf Maßnahmen im Sinne des § 1 55 Abs.2 

Z. 1 werden. Das g ilt auch für Landaufenthalte (siehe Abs.2 2.3). 

50.Nollelle z u m  ASVG, StellunYllahrne de� Hduptllerbandes der o;;lerreldll::;G! ler l  SULlallierslclleruil(j;;lr aUt,r 
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Außerdem ist es dem Krankenversicherungsträger aufgrund der vorlie­
genden Gesetzesformulierung nicht mehr möglich, Reisekoste

'
n in  allen diesen 

Fäl len zu ü bernehmen. 

50. Novelle zum ASVG, Slellungnanrne des Hauplv8rlJandeS der oSlerrelchlschen Sozialversichenli igstrager 
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Zu. Art. 11 Z. 25 (§ 1 62 Abs. 5 ASVG - Wochengeld): 

Im § 1 38 Abs. 2 ASVG wird eine neue l it .  f angefügt (Art. 1 1  Z. 1 1 ) . H ie­
durch werden die Bezieher eines Vorschusses auf eine Leistung aus

. 
der Pen­

sionsversicherung (§ 23 ' AIVG) vom Anspruch auf Krankengeld ausgeschlossen.  

In  der Zitierung des § 1 38 Abs. 2 ASVG im § 1 62 Abs. 5 ASVG müBte 
dann ebenfalls diese l it. f angefügt werden. 

Ist dies nicht der Fall, wäre ein Doppelbezug von Wochengeld und 
VorschuB auf Pension nach § 23 AIVG möglich. Dies dürfte aber n icht sein ,  weil 
dies auch beim Krankengeld n icht mehr möglich ist. 

50. Novelle zum ASVG. Stellungnahme des Hauplverballoll;; dm oslerrelcl lischull SUlli:tlvulslclluJlIf I�ISlraUur 
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Zu Art. 111 Z. 1 (§ 1 75 Abs.2 Z.2 ASVG - Arztweg): 

Aufgrund des gegenständlichen Änderungsvorschlages wird jeder 
Weg zum Arzt unter Versicherungsschutz gestellt, also auch der in Z.2 angeführte 
erste Anwendungsfall .  I nfolgedessen 'erübrigt sich auch dessen gesonderte An­
führung. 

Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt hat im Zusammenhang da­
mit im sozialversicherungsinternen Begutachtungsverfahren dem Hauptverband 
dazu noch folgendes mitgeteilt: 

" Nach derzeitiger Rechtslage sind zwei verschiedene Arztwege geschützt: 

1 .  Der Weg von der Arbeits- oder Ausbildungsstätte zum Arzt und anschließend der Weg zu­
rück zur Arbeits- oder Ausbildungsstätte oder zur Wohnung, sofern der Arztbesuch Im Betrieb 
bekanntgegeben wurde, 

2. der Weg von der Arbeits- oder Ausbildungsstätte oder Wohnung zur ärztlichen Untersu­
chungssteIle und anschließend der Rückweg zur Arbeits- oder Ausbildungsstätte oder Woh­
nung, sofern die Untersuchung auf grund einer gesetzlichen Vorschrift, einer Anordnung des 
Versicherungsträgers oder des Dienstgebers vorgenommen wurde. 

Durch den Änderungsvorschlag verliert unseres Erachtens der erste Fall des geschützten Arztwe­
ges seinen Anwendungsbereich. Wenn nunmehr jeder Weg zum Arzt unter Versicherungsschutz 
gestellt werden soll (Voraussetzung ist nur, daß der Weg von der Arbeits- oder Ausbildungsstätte 
oder Wohnung angetreten wird), ist der erste Teil der Ziffer 2 entbehrlich; es sei denn, der Aus­
druck "ärztliche Untersuchungsstelle " wäre dahingehend auszulegen, daß hierunter nur die Fest­
stellung des Gesundheitszustandes zu verstehen ist. Wird hingegen der Arzt für Zwecke der kurati­
ven Behandlung (§§ 1 35 und 153 ASVG) aufgesucht, wäre der Versicherungsschutz zu verneinen. 
Den erläuternden Bemerkungen zufolge nehmen wir jedoch an, daß dem Begriff "ärztliche Untersu­
chungssteIle" keine andere Bedeutung als im ersten Fall des geschützten Arztweges zukommen 
soll, auch wenn ärztliche Hilfe, Zahnbehandlung etc. nicht ausdrücklich angeführt sind. 

Zum ersten Fall des geschützten Arztweges liegen derzeit zwei abweichende OGH-Entscheidungen 
vor. In der Entscheidung vom 1 2. April 1 988, 10 Ob S 76/88 (SSV-NF 2/39), hat der OGH den Ver­
sicherungsschutz in dem Fall bejaht, in dem die Versicherte den Weg zum Arzt von der Wohnung 
aus angetreten hatte und am anschließenden Weg vom Arzt zur Betriebsstätte verunglückt ist. In 
der Entscheidung vom 25. Oktober 1988, 10 Ob S 262/88 (SSV-NF 2/ 1 1 3), hat der OGH hingegen 
den VersIcherungsschutz verneint, weIl der Versicherte dIe ärztlIche Behandlungsstätte während 
des Krankenstandes aufgesucht hat und es sich hiebei nicht um einen Arbeits-Wegunfall gehandelt 
hat. 

Der Systematik des ASVG folgend sind Im § 1 75 nur jene Unfälle geschützt, die SIch im engen Kon­
nex mit der betrieblichen Tätigkeit ereignen, wobei die Anordnung des Versichewngsträgers eben­
falls der betrieblichen Tätigkeit zuzurechnen ist, da eine solche Anordnung nur aufgrund des Be­
schäftigungsverhältnisses ergeht. Der Versicherungsschutz für Wege zum Arzt in der Freizeit, im 
Urlaub etc. entspriCht nicht mehr dieser Systematik und sollte daher nicht gegeben sem. 

Unter Bedachtnahme auf die Begründung des OGH in der Entscheidung SSV-NF 2139 wäre es al­
lerdings vertretbar, den Weg von der Wohnung zum Arzt und anschließend zurück zur Wohnung 
oder zur Arbeits- oder Ausbildungsstätte unter Versicherungsschutz zu stellen, sofern der Arztbe­
such vorher im Betrieb bekanntgegeben wurde. Im übrigen sollte aber die bisherige Bestimmung 

50. Novelle zurn ASVG, Stellungl lahme da:; HauplverlJarHJo;, oer oSlerrelchl:>Gl lurl SULlalvers,Gl lurw l\jSlr 3!j(;r 
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unseres Erachtens unberührt bleiben und erlauben wir uns daher nachfolgende Änderung vorzu­
schlagen: 

"2. auf einem Weg von der Arbeits- oder Ausbildungsstätte oder der Wohnung zu einer ärztli­
chen UntersuchungssteIle (freiberuflich tätiger Arzt, Ambulatorium, Krankenanstalt) zum Zweck 
der Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe (§ 1 35), Zahnbehandlung (§ 153) oder der Durchführung 
einer Vorsorge(Gesunden)untersuchung (§ 1 32b) und ansChließend auf dem Weg zurück zur 
Arbeits(Ausbildungs)stätte oder zur Wohnung, sofern dem Dienstgeber die Stätte der ärztlichen 
Untersuchung vorher bekanntgegeben wurde, ferner auf dem Weg von der Arbeits- oder Ausbil­
dungsstätte oder von der Wohnung zu einer ärztlichen Untersuchungsstelle, wenn sich der Ver­
sicherte der Untersuchung auf grund einer gesetzlichen Vorschrift oder einer Anordnung des 
Versicherungsträgers oder des Dienstgebers unterziehen muß und anschließend auf dem Weg 
zurück zur Arbeits(Ausbildungs)stätte oder zur Wohnung; "  

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauf-ltverballdes der osterreichischen Sozlatversrcl1erungslraUer 

48/SN-61/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)56 von 80

www.parlament.gv.at



- 54 -

Zu Art. 111 Z. 1 lit.b (§ 1 75 Abs.2 Z. 1 0  ASVG - Kindergartenweg): 

Hiezu übermitteln wir die uns von der Allgemeine Unfallversicherungs­

anstalt zugekommenen Argumente : 

" Gemäß § 1 75 Abs.2  Z.9 ASVG stehen auch die auf dem Arbeitsweg zurückgelegten Umwege un­
ter Versicherungsschutz, wenn sie dazu dienen, Betriebsangehörige oder Versicherte im Rahmen 
der Fahrgemeinschaft vom oder zu einem Betrieb zu befördern. Der Rechtsprechung zufolge ist es 
für den Versicherungsschutz nicht erforderlich, daß eine Fahrgemeinschaft dauernd geplant ist bzw. 
wird der Versicherungsschutz auch für "ad-hoc-Fahrgemeinschaften" anerkannt. 

Da Schüler gemäß § 8 Abs. 1 Z.3 lit .h ASVG in der Unfallversicherung teilversichert sind und dies­
bezüglich der sachlichen Zuständigkeit der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt unterliegen, be­
standen für die Anstalt schon bisher keine Bedenken, den Versicherungs schutz für Wege, die der 
Beförderung des Schülers zur Schule bzw. der Abholung dienen, zu bejahen, sofern die sonstigen 
Voraussetzungen für die Fahrgemeinschaft zutrafen. 

Die Wege zum Kindergarten standen bisher nicht unter Versicherungsschutz, da das Kindergarten­
kind keinesfall unter den Begriff "Versicherter" zu subsumieren ist. Mögen auch aus sozialpoliti­
schen Erwägungen diese Wege unter Versicherungsschutz zu stellen sein, ist die Einbeziehung in 
§ 1 75 als eigene Ziffer problematisch, da bei diesen Tätigkeiten der enge berufliche Zusammen­
hang nicht mehr gegeben erscheint und sie daher eher § 1 76 ASVG zu unterstellen sind. 

Ausgehend von der Überlegung daß § 1 75 Abs.2 Z.9 ASVG den aus bestimmten Gründen zurück­
gelegten Umweg auf dem Betriebsweg unter Versicherungsschutz stellt und beispielsweise die 
deutsche Rechtslage (§ 550 Abs.2 2. 1 RVO) vorsieht, daß Umwege, die zurückgelegt werden, um 
das Kind fremder Obhut anzuvertrauen, vom Versicherungsschutz erfaßt sind, erlauben wir uns vor­
zuschlagen, den Tatbestand der geplanten Z. 10  in Z.9 zu integrieren und folgenden Gesetzeswort­
laut anzuregen. 

"9. auf einem Weg zur oder von der Arbeits- oder Ausbildungsstätte (2. 1), der Im Rahmen einer 
Fahrgemeinschaft von Betriebsangehörigen oder Versicherten zurückgelegt worden ist, die sich 
auf einem in der Z. 1 genannten Weg befinden, ferner auf einem Weg zur oder von der Arbeits­
oder Ausbildungsstätte (2. 1) zu einem Kindergarten (Kindertagesstätte), um das Kind des (der) 
Versicherten (§ 252 Abs. l) dorthin zu bringen oder von dort abzuholen. "  

Die nunmehr vorgeschlagene Formulterung weicht insoweit vom Text des Entwurfes ab, als die 
Schüler nicht mehr erwähnt werden. Das Anführen des Umweges zur Schule erscheint entbehrlich, 
da Schüler gemäß § 8 Abs. 1 2.3 lit.h ASVG in der Unfallversicherung teilversichert sind und somit 
Umwege zur Schule bereits unter den gesetzlichen Tatbestand der "Fahrgememschaft" subsumier­
bar sind. 

Würde man Schüler im Zusammenhang mit Kindergartenkindern zitieren, wäre äufgrund eines Um­
kehrschlusses daraus zu folgern , daß der Umweg der Eltern, um das Kind, das an einer Hochschu­
le oder Universität studiert, zur Ausbildungsstätte zu bringen, nicht geschützt wäre. Dies würde 
aber dem Tatbestand der "Fahrgemeinschaft" diametral entgegenstehen. Der zweite Halbsatz der 
Z.9 des Entwurfes hat somit nur für Kindergartenkinder zu geiten, da diese nicht dem Kreis der Ver­
sicherten in der Unfallversicherung angehören. "  

50. Novelle zum ASVG . Stellungnahme des Hauptverbdndes der osterreichischen Sozlalve, slcllerully::.lI ayer 
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Zu Art. 111 Z. 1 lit.b (§ 1 75 Abs.2 ASVG - Zitat): 

H iezu stellt sich die Frage, ob sich das Zitat des § 252 Abs. 1 ASVG­
Entwurf tatsächlich an der ( richtigen) Stelle befindet. § 252 Abs. 1 ASVG enthält 
zwar eine Definition des Kindes, jedoch keine Ausführungen zum Begriff des 

" Versicherten" . 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauptverbandes der osterreichischen Sozialversicherunystrayer 
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Zu, Art./V Z. 1 (§ 225 Abs. 1 ASVG - Beitragszeiten nach dem 

31 .  Dezember 1 955): 

Die Selbstversicherung nach § 1 6a ASVG-Entwurf kommt auch für 
Auslandsösterreicher in Frage .  Im Hinblick darauf ist wohl die 2-Monatefrist für 
die rechtzeitige Entrichtung der Beiträge zu kurz. Der Hauptverband schlägt des­
halb eine Erweiterung auf 1 2  Monate vor. 

M it ein Grund dafür sind die unterschiedlichen devisenrechtlichen Be­
stimmungen der einzelnen ausländischen Staaten. Manche lassen nur einmal 
jährlich Auslandsüberweisungen zu, weshalb den Versicherten die Möglichkeit 
eingeräumt werden sollte, die 1 2  Beiträge in einem Betrag einzuzahlen . M itunter 
sind auch die dafür verrechneten Bankspesen für die einzelnen Überweisungen 
sehr hoch. 

50.Novelle zum ASVG. Stellungnahme des Hauptverbandes der osterreichischen Sozialversicherungstrayer 
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Zu Art. /V Z.5 lit.b (§ 238 Abs.4 ASVG - Bemessungsgrundlage): 

Die Z. 3 sollte im Hinblick auf die sonst für § 238 ASVG übliche T extierung wie 
folgt lauten :  

"3 .  Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die Zeiten nach den §§ 225 Abs. 1 
Z.5 zweiter Halbsatz bzw. 226 Abs .2 l it.c zweiter Halbsatz enthalten . "  

50.Novelle zurn ASVG. Stellungnahme des Hauplverbölldu:; dm österrelctu:;cllen Sozlölver:;lcllerul ly:;lrauur 
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Zu Art. lV Z. 1 0 (§ 253a ASVG - vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit): 

I n  den erläuternden Bemerkungen zu ArUV Z_ 1 0  ist der Ausdruck 
" Kinderentschädigung" auf den Ausdruck " Kündigungsentschädigung" richtigzu­
stel len. 

50.Novelie zum ASVG, Stellungnahme des Hduplvurlldfldes der österreich Ischen Soziaiverslcllcnmyst'3UCI 
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Zu § 261 Abs.5 ASVG - Alters(lnvaliditäts)pension, Ausmaß 

(kein Vorschlag im Entwurf) 

I n  Analogie zu den im § 1 39 Abs.5 dritter Satz GSVG und im § 1 30 Abs.5 
dritter Satz BSVG beseitigten Redaktionsversehen sollte dies auch im § 261 
Abs.5  d ritter Satz ASVG geschehen. 

50.  Novelle z u m  ASVG. Stellungnahme des HalJptverbdl llles der osterrelctllschen SOllalvel sicherunystrauer 
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Zu Art. IV Z. 1 5  (§ 307e Abs. 2 ASVG - Geldleistungen während der Gewäh­

rung von Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge durch den Pensionsversi­

cherungsträger ): 

In der vorgeschlagenen Gesetzesformulierung wird auf § 1 95 Abs.6 
ASVG verwiesen .  Darin ist noch das Taggeld aus der Krankenversicherung ange­
führt. 

Nach der gegenständlichen Novelle sollen aber die Leistungen des 
Famil ien- bzw.Taggeldes aus der Krankenversicherung beseitigt werden. Der Hin­
weis auf § 1 95 Abs.6 ASVG, der aufzuheben wäre, hätte daher zu entfal len . 

Zur Frage, ob Familien- und Taggeld in der Unfall- oder Pensionsver­
sicherung weiterhin vorgesehen sein sollen, siehe die Ausführungen zu Art. 1 I  
Z .  1 8  (§  1 52 ASVG) .  

Die Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter hat zum Entwurf folgen­
de Stellungnahme übermittelt: 

"Aus Gründen der Gleichbehandlung tritt die Anstalt dafür eil), daß auch für die Dauer 
der Unterbringung in emer der im § 307d Abs.2 genannten Einrichtungen anstelle des 
Familien- und Taggeldes Krankengeld gewährt wird. Es wird daher angeregt, § 307e 
erster Satz in diesem Sinne anzupassen. "  

Der Hauptverband stellt diese Anregung der Pensionsversicherungsan­
stalt der Arbeiter zur Erwägung, meint aber, daß noch überlegt werden sollte, ob 

für die Dauer von Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge die Geldleistung vom 
Krankenversicherungsträger oder vom Pensionsversicherungsträger erbracht 
werden sol l .  

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauptverbandes (jer osterreichischen Sozialverslcl"lerungstrager 
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Zu Art. V Z. 1 (§ 324 Abs.3 ASVG - Anspruchsübergang einer Pension auf den 

Träger der Sozialhilfe): 

Die Wortfolge " . . .  solange das Nettoeinkommen (§ 292 Abs.3) des un­
terhaltsberechtigten Ehegatten des Pensionsberechtigten den Richtsatz gemäß 
§ 293 Abs. 1 lit.a bb nicht erreicht ." bedarf einer KlarsteIlung : 

Wie den Erläuterungen zum vorliegenden Entwurf zu entnehmen ist, 
soll durch die vorgeschlagene Änderung die Lage des in der ehelichen Wohnung 
zurückbleibenden Ehegatten verbessert werden .  Aus der vorgeschlagenen T ex­
tierung kann jedoch nicht abgeleitet werden, daß sie nur bei Vorhandensein eines 
" in der ehelichen Wohnung zurückbleibenden Ehegatten"  anzuwenden ist. 

Bei der Ermittlung des Nettoeinkommens (§ 292 Abs .3) des unterhalts­
berechtigten Ehegatten ,  welcher kein eigenes Einkommen bezieht, wären die ge­
mäß § 294 ASVG zu berücksichtigenden Beträge heranzuziehen.  Dies bedeutet, 
daß selbst bei einer Nettopension von S 20.000,- des in einem Heim (Anstalt) un­
tergebrachten Pensionisten kein Anspruchsübergang auf den Träger der Sozial­
hilfe stattfinden kann ,  da der Unterhaltsanspruch des Ehegatten gemäß § 294 
Abs. 1 l it.a nur S 5.000,- beträgt (Richtsatz: S 6.500,-). 

Es wird daher vorgeschlagen, § 324 Abs.3 zweiter Satz ASVG wie folgt 
zu formulieren:  

" Der vom Anspruchsübergang erfaßte Betrag vermindert sich in dem Maß,  als 
der dem unterhaltsberechtigten Angehörigen verbleibende Teil der Pension zu­
züglich seines sonstigen Nettoeinkommens den jeweils geltenden Richtsatz ge­

mäß § 293 Abs . 1  l it .a bb nicht erreicht. " 

50. Novelle zum ASVG. Stellungnahme des HiJUplverlldl J(le� der ot.lerreid II;,Cl !l:1 I S"-"ktiver slcl\uI I I I I< JSI'dl!UI 
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Zu Art. V Z. 5 (§ 349 Abs. 2 ASVG - Gesamtverträge): 

Aufgrund der vorliegenden Gesetzesformulierung bestimmt der 
Psychotherapie- bzw. Psychologenbeirat jene freiwill ige berufliche Interessenver­
tretung, mit der die Krankenversicherungsträger einen Gesamtvertrag abzuschl ie­
ßen haben. Gegen diese Konstruktion spricht vor allem der Bruch mit den im 
ASVG im 6. Teil festgehaltenen Grundsätzen zum Gesamtvertragsrecht sowie an­
dere mögliche Modelle, z .B.  eine Nachbildung zu den §§ 4 und 5 ArbVG . Im ü bri­
gen ist es sehr zweifelhaft, ob einem Beratungsorgan (siehe § 20 Abs. 1 Psycho­
therapiegesetz und § 1 9  Abs. 1 Psychologengesetz),  das nur zu bestimmten im 
Gesetz angeführten Angelegenheiten ein Gutachten abgeben kann ,  eine derarti­
ge Regelungsmöglichkeit übertragen werden kann .  Auch die von den Beiräten je­
weils (noch) auszuarbeitenden Honorarrichtl inien haben keine rechtsverbindl iche 
Kraft. H iebei handelt es sich, wie auch hinsichtlich der anderen Gutachten ,  um 
eine sachverständige Beiratsäußerung. 

Die Krankenversicherungsträger wollen vor allem im Interesse ihrer 
Versicherten mit den beruflichen Interessenvertretungen der Psychotherapeuten 
bzw. Psychologen Gesamtverträge abschließen. Aus ihrer Sicht bestehen keine 
Bedenken, daß mit mehreren freiwi l l igen Berufsvertretungen Gesamtverträge ab­
geschlosssen werden. H iebei wäre ähnl ich den vorerwähnten kOllektivvertrag Ii­
ehen Regelungen von der Bedeutung und tatsächlichen Aktivität der für den 
Vertragsabschluß in Betracht kommenden Vereinigungen auszugehen. Im Zu­
sammenhang damit sol lte im Gesetz festgehalten werden, daß sich das Ver­
einsziel auf ganz Österreich erstreckt und sie ein bestimmtes Mindestmaß an Mit­
gl iedern aufweisen. 

Nach Auffassung des Hauptverbandes ist es durchaus möglich, daß 
insbesondere am Anfang z .8 .  mit den Interessenvertretungen der Psychothera­
peuten keine Gesamtverträge zustande kommen. Um eine einheitliche Vor­
gangsweise im Interesse der behandlungsbedürftigen Sozialversicherten inner­
halb der sozialen Krankenversicherung zu gewährleisten ,  sollte dem Hauptver­
band im ASVG eine Richtlinienkompetenz eingeräumt werden. Die von ihm als 
Ersatz für fehlende Gesamtverträge zu erlassende Richtl inie müßte für alle Kran­
kenversicherungsträger verbindlich sein. Einzelverträge mit Psychotherapeuten, 
die ihnen widersprechen , sollten teiln ichtig sein .  

50. Novelle zum ASVG , StellulIYl latlllle de� Hilliptliurbandes der (Jslerrelci llscliell SuLlalverslcl lül l lJ l(jSlr d(jer 
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Nicht nachvollziehbar ist, warum aufgrund des Entwurfes die Bezie­

hungen zu den freiberuflich tätigen Psychologen und Psychotherapeuten zwin­
gend durch Gesamtverträge geregelt werden müssen, bestimmte - nur für Ärzte 
geltende - Regelungen, wie die §§ 340 Abs. 1 ,  341 bis 343 aber bereits kraft Ge­
setzes sinngemäß Anwendung finden. H iezu gehört z.8. die Errichtung von Ärzte­
ausschüssen, die es bislang n icht g ibt, sowie die Regelungen über die Auflösung 
des Vertragsverhältnisses mit einem über das ArbVG weit hinausgehenden " Kün­
d igungsschutz" . 

Nach Auffassung des Hauptverbandes sollten auch die Psychologen 
und Psychotherapeuten, wie die Ergotherapeuten ,  die vertragsrechtlich n icht den 
Status von Ärzten haben , behandelt werden. Im Hinblick darauf erübrigt sich z .8 .  
e ine Anwendung der Regelung im § 343 ASVG insbesondere über d ie Vertrags­
auflösung . Allerdings sind Bestimmungen, wie im § 342 Abs.2 ASVG über die Ko­
stenbegrenzung als beitragssatzstabil isierende Vorschrift nötig. 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hauplverbaneles der oSlerrelc�lIschen SOLlalversiCtlerungslrager 
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Zu Art. V Z. 6 (§ 350 Abs. 1 ASVG - Abgabe von Heilmitteln): 

Nach den Erläuterungen (siehe Seite 3 1 ) sollte durch die vorgeschla­
gene Gesetzesänderung klargestellt werden, daß hausapothekenführende Ärzte 
auf Rechnung der Krankenversicherung nur Arzneimitteln,  jedoch keine Hei lbe­

helfe und H ilfsmittel abgeben dürfen . Eine KlarsteI lung, die sich bereits aus § 30 
Abs. 1 Apothekengesetz ergibt, im geänderten Text jedoch keinen N iederschlag 
gefunden hat. Nach Auffassung des Hauptverbandes beschränkt sich dieser eher 
auf eine Anpassung des § 350 Abs . 1  Z.3 ASVG an die geltende Fassung des 
§ 31 Abs.3 Z. 1 1  ASVG. 

Sollte die vorerwähnte KlarsteIlung, wofür der Hauptverband eintritt, 
auch im ASVG vorgenommen werden ,  müßte seiner Ansicht nach im § 350 
Abs. 1 ASVG die Wortfolge " und Heilbehelfe (§ 1 37 ASVG) usw . "  ersatzlos ge­
strichen werden .  Das deckt sich auch mit der Regelung im § 348a Abs.3 Z . 1  
ASVG , der i m  H inbl ick auf die Beziehungen der Krankenversicherung zu den (öf­
fentlichen) Apothekern die Abgabe von Heilbehelfen der Regelung durch den G e­
samtvertrag überläßt. 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme dos HdlliJtVl)rlJdlldu� dm o"terrelchlsctlen SozialverslCi lulIlI llJ"trayer 
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Zu Art. V Z. 7 (§ 360 ASVG - Grundbuchsansch/üsse der Sozialversicherungs­
träger): 

Dieser Vorschlag wird vom Hauptverband begrüßt, da er die derzeit 
bestehende unbefriedigende (weil umständliche und verwaltungsaufwendige ) Si­
tuation, die statt möglicher Datenbankabfragen persönliche Besuche bei den 
G rundbuchsgerichten erfordert, beseitigt. 

Dem Hauptverband ist allerdings bekannt geworden, daß es zum Fir­

menbuch (derzeit noch) kein amtliches Personenregister gibt (auf privater Basis 
wird ein solches Register bereits angeboten) .  Falls seitens des Justizministeri­
ums Einwände gegen die vorgeschlagene Formulierung erhoben werden sollten,  
wird als Kompromiß vorgeschlagen, d ie Bestimmung zunächst auf d ie H i lfsver­
zeichnisse des Grundbuches einzuschränken und die anderen Register erst 
dann, wenn die entsprechenden organisatorischen Einrichtungen vorhanden sind, 
im Gesetz zu erwähnen. 

Jedenfalls wird der Anschluß zentral über die bereits in Arbeit befindl i­
chen Datenleitungsverbindungen zwischen Hauptverband und Justizdatennetz 
( über das Bundesrechenamt) und nicht über Einzelanschlüsse der Versiche­
rungsträger zu organisieren sein. 

Mehrere Versicherungsträger haben in der Vergangenheit darauf hin­
gewiesen, daß es für die Krankenversicherungsträger schwierig sei ,  von Finanz­
behörden Auskunft zu erhalten.  Es wurde vorgeschlagen , § 360 ASVG an § 1 82 
2. 1 BSVG anzugleichen,  in dem die Behörden der Finanzverwaltung ausdrücklich 
zur Bekanntgabe der notwendigen Daten verpfl ichtet werden , um Reibungsverlu­
ste im Amtshi lfeverkehr zwischen Finanzverwaltung und Sozialversicherung, die 
zu hohem Verwaltungsaufwand führen , durch klare Rechtshilfebestimmungen zu 
vermeiden . 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme de" Hauptvorbandes tJor österreichischen Suzlalvorsici luflillgstraUur 
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Zu Art. V Z. 9 (§ 412  ASVG - Einspruchsvorentscheidung): 

Eine der letzten Novellen zum AVG ( BGBI .Nr. 357/1 990) hat § 63 
Abs.5 erster Satz AVG dahingehend neu gefaßt, daß Berufungen auch bei der 
Behörde eingebracht werden können, die über die Berufung zu entscheiden hat. 

Vom Hauptverband wird daher vorgeschlagen, dies auch für das 
ASVG vorzusehen, weil sich anderenfalls folgende (für den Einspruchswerber 
manchmal höchst unangenehme) Konsequenz ergeben könnte : 

Nach dem vorliegenden Vorschlag hätte der Landeshauptmann ,  der 
einen Einspruch erhält, diesen gemäß § 6 AVG an den zuständigen Sozialversi­
cherungsträger weiterzuleiten, wobei dies " auf Gefahr des Einschreiters" ginge. 
Auf d iese Weise könnte der Einspruchswerber die Einspruchsfrist bzw. sonstige 
Fristen versäumen. 

Diese Rechtslage würde in der Praxis eine " Falle" bilden ,  wei l  ja nach 
dem Allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht die Einbringung bei der Berufungs­
behörde möglich wäre. 

Derartige Unterschiede im Verwaltungsverfahren des ASVG und des 
AVG sollten aber möglichst vermieden werden. Es wird vorgeschlagen ,  dem 
§ 4 1 2  Abs. 1 folgenden Satz anzufügen: 

" Ein beim Landeshauptmann eingebrachter Einspruch gi lt als beim 
Versicherungsträger eingebracht und ist an diesen unverzüglich wei­
terzuleiten. " 

Dementsprechend müßten auch die anderen Passagen des § 4 1 2  
ASVG i n  denen von der " Einbringung" des Einspruches die Rede ist, durch den 
Ausdruck " Einlangen" ergänzt werden . 

50. Novelle zurn ASVG, Slellunyuöhrne deb HauplvurtJamJe:; der öslerreictllsclleu Suzlalverslcheruuystrayer 
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Zu § 357 Abs. 1 ASVG - Einführung des "Selbstbehebungsrechtes " in das 
von den Sozialversicherungsträgern anzuwendende Verfahrensrecht des 
AVG 

Für Zwecke einer entsprechenden Abrundung der Verfahrensrechtsla­
ge, wie sie sich aufgrund der bereits vorgesehenen Einführung einer " Ein­
spruchsvorentscheidung" durch die kommende Novellengesetzgebung auch im 
Bereich der Sozialversicherung ergeben wird , erscheint es angezeigt, den Versi­
cherungsträgern auch den Rechtsbehelf des § 68 Abs.2 AVG an die Hand zu ge­
ben, um damit zu gewährleisten,  daß gegebenenfalls auch im Falle eines als feh­
lerhaft erkannten rechtskräftigen Bescheides des Versicherungsträgers zugun­
stens des betreffenden Versicherten korrigierend eingegriffen werden kann .  

E s  wird daher ersucht, § 6 8  Abs.2 AVG in den von den Sozialversi­

cherungsträgern anzuwendenden Katalog der AVG-Vorschriften in § 357 

Abs.1 ASVG aufzunehmen. 

Im Zusammenhang damit wird noch daran erinnert ,  daß auch der 
Rechnungshof im H inblick auf das in der Sozialversicherung gegebene Massen­
verfahren für eine Aufnahme des § 68 Abs.2 AVG in § 357 Abs. 1 ASVG eingetre­
ten ist (Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 3. März 
1 987, ZI.20 .090/1 - 1 /87). 

50.Novelle zum ASVG. Stellungnahme des HaLlfJlverbande� der öSlerrelcllischen Suzlalverslchewlly::;lrauul 

48/SN-61/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)70 von 80

www.parlament.gv.at



.� 
- 68 -

Zu Art. V Z. 1 1  (§ 422 ASVG - Amtsantritt der Versicherungsvertreter): 

Zu Art. V Z. 1 5  (§ 433 Abs.6 ASVG - Amtsantritt von Funktionären): 

Der Hauptverband begrüßt es, daß die Regeln über den Amtsantritt 
von Versicherungsvertretern und Funktionären klarer gefaßt werden sollen. Seiner 
Meinung nach würde es jedoch genügen, wenn die Stelle, die die Versiche­

rungsvertreter entsendet, dem betroffenen Träger direkt mitteilt, daß (und 
wer) mit welchem Zeitpunkt in einem Verwaltungskörper entsandt wurde bzw. wer 
mit welchem Zeitpunkt nach § 433 Abs.6 ASVG in Verwaltungskörper des H aupt­
verbandes gewählt wurde. Diese Mitteilung sollte bereits ausreichen, also konsti­
tutiven Charakter haben (das Gesetz spricht ja mit Absicht auch von " Entsen­
dung " ) .  

In  dieser Mitteilung sol lten alle notwendigen Daten ( Name, Adresse, 
Funktion und Beginn bzw. Ende) enthalten sein. Auf jeden weiteren Schriftwech­
sel, insbesondere Verpflichtungen der gewählten bzw. entsandten Person auf 
gleichartige M itteilungen an den Versicherungsträger, sollte auch aus Gründen 
der Vermeidung von zusätzlichem Verwaltungsaufwand verzichtet werden. 

50. Novelle zum ASVG, Siellungnahrne des HduplverballJes der oSlerrelchlschen Sozlalvl;lrslcherurlgslrayel 
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Zu Art. V Z. 1 7  a und b (§ 446 ASVG - Vermögensanlage): 

Nach der vorgeschlagenen Bestimmung wäre es den Sozialversiche­
rungsträgern de facto unmöglich, auf Geldmarktveränderungen rasch zu reagie­
ren; es wäre insbesondere unmöglich, rasch gute und risikolose Geldanlagen zu 
tätigen. 

Im konkreten Fall betrifft dies insbesondere Wertpapiere der Republik 
Österreich , aber auch andere risikolose Geldmarktgeschäfte wie die bereits vom 
Sozialministerium genehmigten Devisenswapgeschäfte (Kauf von z.B. D-Mark, um 
durch die Anlage dieses Geldes das höhere Zinsniveau der BRD auszunutzen) .  
Die Republik Österreich und der Bankensektor begeben von Zeit zu Zeit kurzfri­
stig laufende Bundesschatzscheine und Kassenobligationen, die ebenfalls eine 
bessere Verzinsung wie normale Geldanlagen (Festgeldgeschäfte , gebundene 
Geldanlagen) ergeben. 

Mündelsicherheit wird tür diese Wertpapiere n icht beantragt , weil sie ja 
nur relativ kurz laufen � der Anlagefall nach § 446 Abs. 1 Z. 1 ASVG ist damit nicht 
gegeben ; andererseits handelt es sich auch n icht um " Einlagen bei KreditLinter­
nehmen" nach § 446 Abs. 1 Z.4 ASVG. 

Die zitierten Wertpapiere sind am Markt (eben wegen ihres höheren 
Zinssatzes) sehr begehrt und müssen kurzfristig geordert werden. 

Durch die Bindung an Beschlüsse der Verwaltungskörper und die Ge­
nehmigung zweier Ministerien ist ein zweckgerichtetes Handeln in  solchen Fällen 
n icht mehr möglich;  die entsprec�enden Zinsverluste l iegen österreichweit gese­
hen mit Sicherheit in mehrsteIl iger Mi ll ionenhöhe und würden zu Lasten der Re­
publik ( Bundesbeitrag ! )  gehen.  

Klar ist, daß risikoreiche Geldgeschäfte (Kauf von Aktien, Options­
scheinen, Anleihen ausländischer Staaten und Unternehmen) wegen des damit 
verbundenen Risikos n icht vorgenommen werden sollten ;  die vorl iegende Bestim­
mung verhindert aber selbst vorteilhafte zinsbringende Geschäfte mit der Repu­
bl ik Österreich bzw. jene Geschäfte die bereits bisher mit grundSätzlicher Geneh­
migung der obersten Aufsichtsbehörde getätigt wurden. 

Dies kann wohl nicht Ziel der Bestimmung sein. 

5 0 .  Novelle zum ASVG. Stellungnahme des Hi:1ufJlvtJrbGlildes der österrelctllschen SOLlalverSICII8(Uil\j:,lklutJl 
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Es wird daher vorgeschlagen, entweder § 446 ASVG unverändert zu 
belassen oder aber - wenn schon konkrete Gründe zu einer Änderung zwingen -
für bestimmte Veranlagungsgeschäfte ( insbesondere solche mit der Republik und 
die bisher getätigten Geschäfte) generelle Genehmigungsmöglichkeiten (so­
wohl durch die Verwaltungskörper als auch durch die Ministerien) vorzusehen . 

In  wirtschaftlicher Sicht würde die vorgeschlagene Bestimmung dazu 
führen, daß die zinsgünstigen Geldgeschäfte, die derzeit (eben mit den erwähn­
ten BundesSChatzscheinen usw.) getätigt werden, in Zukunft nicht mehr von den 
Sozialversicherungsträgern getätigt werden dürften .  

Das wird dazu führen, daß die Banken, bei denen die Sozialversiche­
rungsträger ihre Gelder deponieren, ihrerseits bei diesen Geschäften zum Zug 
kommen und die entsprechenden Zinsen zu eigenen Gunsten lukrieren.  

Es handelt sich somit um die Verschiebung von Zinserträgen zu La­
sten der Sozialversicherung, ohne daß die Republik daraus einen N utzen hätte 
(der Bundesbeitrag würde um die Zinsausfälle steigen müssen! ) .  

Allgemein wird darauf hingewiesen, daß § 446 ASVG im wesentli­

chen seit 1955 unverändert ist. Seitdem haben sich die Möglichkeiten effi­

zienter Geldanlage wesentlich verändert; es wird daher vorgeschlagen, die 

in § 446 ASVG enthaltenen Anlagebeschreibungen grundsätzlich den beste­

henden Geldmarkt- und Anlagemöglichkeiten anzupassen, wobei aber die 

Mündelsicherheit nicht angetastet werden dürfte. Darüber sollte jedoch vor 

einer allfälligen Novellierung eine grundleg�nde Diskussion mit und inner­

halb der Sozialversicherung geführt werden. 

50. Novelle zum ASVG, SlelJunQllatune de:, HdllPIVtHbdl.lues Je!' oslerreldllscilen SU�lalverslcherunyslrayer 
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Zu Art. V Z. 22 (§ 468 Abs.2 ASVG - Verweisung): 

Aus grammatikalischen Gründen muß es wohl heißen :  
" Krankengeld wird . . .  " .  

50. Novelle zum ASVG, StellungnäilflltJ dtJ� rldUIJlvurl)dr uje� lllll OSlefl l!lc! IIt;c! lol l Suzlälvor sld lUl l l I llJ�lr a�jel 
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Zu Art. V Z.24 lit.b (ASVG-Anlage 1 Nr. 30 - Berufskrankheit): 

Mit der 49. Novelle zum ASVG wurde einer langjährigen Forderung der 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern entsprochen und der Ausdruck " schädi­
gende Erwerbsarbeit" durch die Worte "schädigende Tätigkeiten" ersetzt. H ie­
durch war es i n  diesem Versicherungsbereich auch möglich geworden, die in  der 
Nr.30 angeführten Berufskrankheiten anzuerkennen, ohne daß der Versicherte 
deshalb gezwungen ist, seinen landwirtschaftlichen Betrieb aufzugeben .  

Im Zusammenhang mit der durch die Erläuterungen (siehe Seite 40) 
plausibel gemachten KlarsteI lung bzw. Verdeutlichung wird wieder die ursprüngli­
che Formulierung " schädigende Erwerbsarbeit" eingeführt. Die Sozialversiche­
rungsanstalt der Bauern ersuchte daher im sozialversicherungsinternen Begut­
achtungsverfahren, die Wortfolge " schädigende Tätigkeiten" beizubehalten .  

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des Hd"jJlvl!rtl,�l Idu:> dur o:>terrelcillsci leil SU/ldlvc:rslcherull(jSlr :,uur 
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Zu Art. V Z. 24 lit.c (ASVG-Anlage I Nr. 45 - Berufskrankheit): 

Die Erweiterung der Berufskrankheitenliste sollte nach Ansicht der All­
gemeinen Unfallversicherungsanstalt nicht nur in holzverarbeitenden, sondern 
auch in holzbearbeitenden Betrieben zum Tragen kommen. 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme de:. HäuptvLII"lJ<:U\(]e:, tJOI oSlerrolCl llSdltll l SOLlalverSICllUflJl lv::.trauur 
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Zu Art. V Z. 24 lit.c (Anlage I Nr. 46 - Berufskrankheit): 

Die geplante Erweiterung der Berufskrankheitenliste wird auch von der 

Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt grundsätzlich begrüßt. Die Anstalt weist in  
ihrer Stel lungnahme jedoch darauf hin,  daß d ie in  der Nr.46 angeführte Berufs­
krankheit in  der Praxis nur sehr schwer festzustellen sein wird . 

Nach Ansicht der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt gründet sich 
die Diagnose (chronische Sehnenscheidenentzündung) sehr häufig nur auf sub­
jektive Angaben.  Darüber hinaus ließe sich auch durch eindeutige Dokumenta­
tionsmethoden nicht immer feststellen, ob es sich dabei um einen ( " privat" er­
worbenen) " Tennisarm" und eine (beruflich erworbene) Maschinschreibbehinder­
ung (Computertastaturen ! )  handelt. 

Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt ersucht daher, von einer 

Einbeziehung in die Berufskrankheitenliste zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

noch Abstand zu nehmen und die Entwicklung des vorliegenden Krankheitsbil­
des zu beobachten .  Auch die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter hat ge­
gen die Bestimmung Bedenken ähnlicher Art geäußert. 

50.Novelle zum ASVG, Stellungnahme de5 HdlJplvurl>dI Hj(,� Ut" osleneictuscholl S[ )�ldlverSICllerlJllu�lr(j'J(" 
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Zu Art. V Z. 24 lit.c (Anlage I Nr. 47 - Zeckenkrankheit): 

Nach Ansicht der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt könnte die 
unter der Nr.47 als Berufskrankheit einzuführende "Zeckenkrankheit" auch unter 
die Nr.39 der Berufskrankheitenliste subsumiert werden .  Nach den Erläuterungen 
(siehe Seite 42) spräche dagegen jedoch der bei dieser Berufskrankheit gegebe­
ne Unternehmensbegriff. Im Hinblick darauf ist auch der vom Entwurf vorgeschla­
gene Weg diskutabel .  Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt erachtet es je­
doch für unbedingt erforderl ich, die Unternehmensbezeichnung auf " Unterneh­
men der Land- und Forstwirtschaft sowie auf ähnlich gefährdete Tätigkeiten" ein­
zuschränken. 

50. Novelle zum ASVG, Stellungnahme des HallIJtv0rlJand0S Jer öSlerreldusctlen SOi'lalverslct!t;wngsuayer 
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ZU' Art. VII (Schlußbestimmung): 

Das BGBL-Zitat der 49. ASVG-Novelle müßte richtig "294/ 1 990" (und 
nicht : " 295/ 1 990 " )  lauten. 

50.Novelie zum ASVG. Stellungnahme des Hauplverllanues der oSlerrelctlischen SozlalverSICtlenJl ly:;lraY01 
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Zu Art. VIII (Aufteilung der Beträge tür die Krankenversicherung der Pensio­

nisten): 

Gegen den Auftei lungsschlüssel wurden von der Vorarlberger Gebiets­
krankenkasse Bedenken erhoben . Ihre Einwände sind in dieser Stel lungnahme zu 
Art. 1 Z. 1 1  (§ 73 Abs.� ASVG ) festgehalten. 

50.Novelle zum ASVG. Stellungnahme des Hal lptv(jrlidl lde� der osterreictllschen S(JLldlvÜI �IChlJn l/ l\.lstld'.Jel 
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